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Who cares? war und ist einer der häufig verwen-
deten Slogans der feministischen Bewegung der letz-
ten Jahre. Die Frage ruft in Erinnerung, dass die für 
jede Gesellschaft zentrale Sorge- und Pflegearbeit 
meist von Frauen geleistet wird – oft unter- oder gänz-
lich unbezahlt. Angesichts der politischen Ereignisse 
der letzten Wochen und Monate ist mensch geneigt, 
die Frage noch zu ergänzen: Who cares about what?

Die zweitgrösste Schweizer Bank, die seit Jahr-
zehnten für ihre notorisch kriminelle Energie und ihre 
skandalöse Investitionspolitik bekannt ist, gerät in im-
mer grössere Schwierigkeiten und wird mit Hilfe staat-
licher Kredite und Risikogarantien der UBS einver-
leibt. Ihre umweltschädlichen Investitionen in fossile 
Energien, ihre Geschäfte mit Diktatoren und anderen 
skrupellosen Gestalten in aller Welt, die ständigen Mil-
lionenboni für die «Topmanager» – who cares? Doch 
wenn die Stabilität des Schweizerischen Finanzplatzes 
(und damit der Finanzmärkte weltweit) bedroht ist, 
sind Bundesrat und Aufsichtsbehörden gerne bereit, 
umgehend öffentliche Gelder zu mobilisieren und alle 
Hebel in Gang zu setzen, um den Status quo aufrecht 
zu erhalten. (S. 23)

Es ist zwar nichts Neues, aber es macht trotzdem 
wütend: Der Pflegenotstand, die fortdauernde Lohn-
ungleichheit, Armut, Arbeitslosigkeit und prekäre Be-
schäftigungsverhältnisse werden von den Herrschen-
den als völlig normal hingenommen und unter dem 
Banner der Alternativlosigkeit verteidigt. Gleichzeitig 
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können sich die Topverdiener:innen der Chefetagen si-
cher sein, dass ihnen «die öffentliche Hand» im Notfall 
entschlossen unter die Arme greift.

Gründe zum Streiken gibt es also genug! Am 
14. Juni 2023 wollen wir deswegen erneut auf die 
Strasse gehen und der kapitalistischen Misere unse-

Feministische Visionen 
gegen die Misere
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re feministische Vision einer nicht-kapitalistischen 
und solidarischen Welt entgegensetzen. Anstelle 
einer Gesellschaftsordnung, welche die Bedürfnis-
se einer Minderheit über diejenigen der Mehrheit 
stellt, kämpfen wir für eine Gesellschaft, in der wir 
kollektiv und gleichberechtigt zu unseren Mitmen-
schen und zur Natur Sorge tragen. (S. 4)

Ebenfalls in einer feministischen Perspektive, 
aber unter viel schwierigeren Verhältnissen setzt 
sich das Kollektiv Feminist Anti-War Resistance 
in Russland gegen die patriarchale Kriegspolitik des 
Putin-Regimes ein. Davon, wie die Aktivistinnen 
vorgehen und welche Gefahren sie dabei eingehen, 
berichtete Roksana Kiseleva im Interview. (S. 10)

Die Pflegefachfrau und Aktivistin Sarah Konrad 
hat hautnah miterlebt, welche verheerende Auswir-
kung das europäische Grenzregime auf geflüch-
tete Menschen hat. Sie hat mehrere Wochen auf 
einem Rettungsschiff auf dem Mittelmeer verbracht 
und berichtet über ihre Erfahrungen mit den Ge-
flüchteten, den Aktivist:innen und den italienischen 
Behörden. (S. 16)

Wir wünschen eine spannende Lektüre und 
freuen uns über Rückmeldungen aller Art. Wir se-
hen uns am 14. Juni!

Die Redaktion

Inhalt
Gründe zum Streiken gibts genug! 
Unsere Kampagne zum feministischen Streik 2023 
stellt die Arbeitsniederlegung als Machtmittel der 
Lohnabhängigen ins Zentrum und zeichnet Konturen 
einer anderen Welt!

Feminist Anti-War Resistance
Ein feministisches Kollektiv in Russland setzt sich 
gegen die Kriegspolitik des Putin-Regimes ein. Inter-
view mit der Aktivistin Roksana Kiseleva.

Seenotrettungen
Die Pflegefachkraft Sarah Konrad berichtet von 
ihrem Einsatz auf einem Rettungsschiff im Mittel-
meer und dem politischen Kalkül der Behörden im 
Umgang mit Seerettungen im Mittelmeer.

Fossiler Ausbau in der Schweiz
Statt längst überfällige Massnahmen wie den Aus-
bau der erneuerbaren Energien umzusetzen, wird 
unter dem Deckmantel der Alternativlosigkeit der 
Ausbau von fossilen Energien wie Flüssiggas voran-
getrieben.

Der Kollaps der Credit Suisse
Nach der UBS-Rettung 2008 zahlt die Schweizer 
Bevölkerung nun ein zweites Mal für den Kollaps 
einer Grossbank. Und es wird nicht das letzte Mal 
gewesen sein.

Proteste in Frankreich
Der Ausgang des Kampfes um die Rentenreform 
entscheidet nicht nur über die soziale Zukunft der 
Bevölkerung, sondern auch über die politische Zu-
kunft von Macron.

Alltagsverstand und Widerstand 
Antonio Gramscis Konzept des Alltagsverstands 
und das Anliegen, eine Bewegung für den Sozialis-
mus hervorzubringen.

Women Talking 
Mit «Women Talking» («Die Aussprache») liefert die 
kanadische Regisseurin Sarah Polley einen feminis-
tischen Film mit schreiender Simplizität.
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Mit Blick auf den 14. Juni 2023 wollen wir die vielfältigen Gründe 
für einen feministischen Streik mit Aktivitäten an und ausserhalb 

unserer Arbeitsorte aufzeigen. Wir sind davon überzeugt, dass 
Arbeitsniederlegung das zentrale Machtmittel der Lohnabhän-
gigen ist und wir mit feministischen Mobilisierungen und Streiks 

Konturen einer anderen Welt zeichnen können!
von BFS Zürich

Gründe gibts 
genug!

FEMINISMUS
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Angesichts der sich verstetigenden, mittlerweile für 
uns alle spürbaren Krisenhaftigkeit des Kapitalismus 
wird die notwendige Überwindung dieses Wirtschafts-
systems dringender denn je. Auch die jüngsten Beispiele 
zeigen: Mit diesem System, welches nur auf die Siche-
rung der Profitmöglichkeiten und der Stabilität des 
Finanzmarktes ausgerichtet ist, ist eine 
Verbesserung der Situation nicht 
möglich/vorstellbar: Gerade 
wird die Credit Suisse mit 
ihren klimaschädlichen Ge-
schäften mit 209 Milliar-
den Franken gerettet und 
damit die UBS zu einem 
noch grösseren Risiko ge-
macht. In derselben Wo-
che, in der die Staatsgel-
der für die Bankenrettung 
per Notrecht gesprochen 
wurden, wurden die nächsten 
Bonirunden ausbezahlt. Und 
gleichzeitig heisst es: Kein Geld für 
öffentliche Gesundheitsversorgung 
und Prämiensenkungen, kein Geld 
für mehr subventionierte Kitaplätze und 
anständige Löhne in Pflege und Betreuung, 
kein Geld für eine existenzsichernde Altersversorgung, 
kein Geld für Klimaschutzmassnahmen, die diesen Na-
men verdient hätten. Diese Politik ist ausgerichtet auf 
die Sicherung eines Systems, das unsere Erde zerstört, 
Care-Beziehungen überlastet, FINTA abwertet und somit 
sexualisierte Gewalt legitimiert, Grenzregime gewaltvoll 
aufrechterhält und die Bewegungsfreiheit von Menschen 
auch durch ihre Ermordung verhindert. Die sozial und 
ökologisch verheerenden Konsequenzen dieser Politik 
programmieren weitere Krisen vor.

Doch das Bewusstsein dafür, dass es so nicht wei-
tergehen kann, schlägt sich nicht immer in feministi-
schen, antirassistischen und antikapitalistischen Visio-
nen nieder. Im Gegenteil: Reaktionäre und neoliberale 
Autoritarismen werden vielerorts als Alternative zum 

krisenhaften Status Quo aufgestellt und der antifemi-
nistische Backlash gewinnt an Zulauf. Sozialist:innen, 
Feminist:innen, Antirassist:innen auf der ganzen Welt 
sehen sich mit den Angriffen von rechten bis faschis-
tischen Kräften konfrontiert, die vorgeben, ebenfalls 

Antworten auf die Krisen des Kapitalismus zu 
liefern. Doch diese Antworten auf die Kri-

sen sind sexistisch und rassistisch. Sie 
zeigen sich in der Verschärfung des 

Abtreibungsrechts in den USA, im 
europäischen Grenzregime und 
der Abschottungspolitik, in der 
Klimazerstörung aufgrund 
von Profitstreben à la Bolso-
naro, in den Angriffskriegen 
der Regime von Putin und Er-
dogan, in der Unterdrückung 
aller freiheitlichen Kräfte im 

Iran. In dieser Gemengelage 
müssen sich emanzipatorische 

Bewegungen – insbesondere auch 
die feministische – wieder damit ausei-

nandersetzen, wie eine nicht-kapitalisti-
sche Welt aussehen könnte – und wie wir 

dorthin kommen. Deshalb wollen wir eine 
feministische Gesellschaftsvision aufzeigen, die 

vereinen soll und über das kapitalistische System hin-
ausweist.

Krise der sozialen Reproduktion - Mehr 
Zeit für Sorgearbeit und Fürsorge 

Wir befinden uns inmitten einer Krise der sozialen 
Reproduktion1. Denn weder haben wir privat Zeit und 
Kraft, um für uns und unsere Nächsten zu sorgen, noch 
wird gesellschaftlich genug Geld aufgewendet, um den 
Care-Bereich nachhaltig zu finanzieren. Dies führt zu 
einer ständigen Verschlechterung der Versorgungslage 
sowie zur Mehrfachbelastung von Care-Gebenden. 

1	 https://sozialismus.ch/feminismus/2019/feminis-
mus-soziale-reproduktion-im-kapitalismus-teil-1/

«  In dieser Gemengelage müssen sich emanzipato-
rische Bewegungen – insbesondere auch die feminis-
tische – wieder damit auseinandersetzen, wie eine 
nicht-kapitalistische Welt aussehen könnte – und 
wie wir dahin kommen.
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Angesichts der Krise der so-
zialen Reproduktion, die durch 
Klimakrise, Energiekrise, Pan-
demien und Neoliberalismus 
verschärft wird, brauchen die 
Tätigkeiten (bezahlt und un-
bezahlt), welche die gesell-
schaftlichen Zusammenhän-
ge, die Gesundheit und die 
Lebensmöglichkeiten bewah-
ren, mehr Zeit. Deshalb ist eine 
unserer zentralen (Übergangs-)
Forderungen eine radikale Ar-
beitszeitverkürzung bei gleichblei-
bendem oder höherem Lohn. Erst wenn 
wir nicht mehr nur von unserer ökonomischen 
Existenzsicherung vereinnahmt sind, können wir 
alle Kollektivitätsgefühl, Musse und Kreativität entwickeln, 
um eine «andere» Welt vorstellbar zu machen – und dafür 
zu kämpfen.

Wir müssen die kapitalistische Logik über den Haufen 
werfen und die Sorge und Fürsorge zueinander und zur Um-
welt ins Zentrum unseres Handelns, Produzierens und Le-
bens stellen. Nur in einer Welt, in der eine breite Definition 
von Care – auch als Sorge um unsere Umwelt – im Zentrum 
steht, gibt es Hoffnung auf eine Zukunft, die ein sichereres, 
friedlicheres, stabileres, fürsorglicheres Leben für uns be-
reithält.

Produktion - Produktion für die 
Bedürfnisse Aller statt für Profit

Wir müssen weniger produzieren, weil 
wir weniger brauchen und weniger ar-
beiten wollen. In einer Welt mit end-
lichen Ressourcen und angesichts 
der jetzt schon zerstörerischen 
Realität der Erderwärmung 
kann die Güterproduktion 
nicht weiterwachsen. Statt-
dessen müssen die Güter neu 
und gerecht verteilt werden – 
und das weltweit.

So darf es beispielsweise 
einfach keinen Fast-Fashion-
Bereich mehr geben, in dem über 

50 Prozent der hergestellten Kleidung 
innerhalb von einem Jahr ersetzt 

wird. Diese Kleidung ist nur für 
schnellen und stetigen Profit ge-
schaffen und darauf ausgelegt, 
möglichst schnell wieder er-
setzt zu werden. Kleidung ist 
aber kein Einzelfall, sondern 
Teil dieses einzig auf die Teil-
nahme durch Konsum ausge-
richteten Systems. Gleiches gilt 

für Elektronik, Möbel oder die 
Werbeindustrie, welche die Be-

dürfnisse und damit den Absatzmarkt 
für die produzierten Güter – auch die un-

sinnigsten – erst schafft. In einer nachhaltigen 
und nicht auf Konsum ausgerichteten Gesell-

schaft sollen notwendige Dinge so produziert werden, dass 
sie reparierbar und möglichst lange haltbar sind.

Anstelle dieser kapitalistischen Produktion wollen wir 
eine, die sich nach unseren Bedürfnissen richtet. Das er-
fordert, dass wir als Gesellschaft demokratisch über die 
Produktion bestimmen. So könnten wir Nachhaltigkeit über 
Profitinteresse setzen. Wenn beispielsweise Autos nicht 
mehr gebraucht werden, weil der öffentliche Verkehr um-
fassend ausgebaut und gratis geworden ist, können in der 
Autoindustrie andere, nachhaltige Güter produziert wer-
den. Während Corona haben wir an verschiedenen Orten 
gesehen, dass es möglich ist, die Produktion in kürzester 

Zeit umzustellen: In diesem Fall, um Impfstoffe und 
Atemgeräte zu produzieren. 

Es gilt, diesen Umbau auch sozial 
nachhaltig zu gestalten, sodass nie-

mand zurückgelassen wird. Li-
berale (oder auch sozialdemo-
kratische) Antworten wie ein 
Green-New-Deal2, welche den 
heutigen Konsum-Standard 
erhalten wollen, können kei-

ne Lösung für die Klimakrise 
sein.

2	 https://sozialismus.ch/oe-
kologie/2020/oekologie-kann-uns-

ein-green-new-deal-noch-retten/

Gründe gibts genug!
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Privateigentum - Kollektivierung/
Vergesellschaftung von Vermögen 
und Produktionsmitteln

Angesichts der diversen Krisen wie Klimakrise, Teue-
rung und Kriegen wird bei einem Grossteil der Bevölkerung 
der Unmut gegenüber dem Kapitalismus immer grösser. Wir 
leben in einem System, in dem ein Viertel des gesamten 
Reichtums einem Prozent der Menschen gehört; in einem 
System, in dem Vermögen hauptsächlich durch Erbschaft 
weitergegeben wird; in einem System, in dem die Schere 
zwischen Arm und Reich stetig weiter aufgeht und dies von 
der Politik weiter vorangetrieben wird.

Und solange diejenigen, die Vermögen besitzen, dieses 
investieren, um noch mehr Reichtum anzuhäufen, wird dort 
investiert, wo am meisten Profit abgeschöpft werden kann: 
in fossile Energien und ausbeuterische Arbeitsverhältnisse. 
Diese Dynamik kann nur durchbrochen werden, wenn der 
Reichtum umverteilt und Entscheidungen über Investitio-
nen basisdemokratisch getroffen werden.

Wir brauchen durchaus grosse Investitionen, um von 
den fossilen Energieträgern wegzukommen. Das Geld da-
für ist da, es muss aber bei den Besitzenden geholt werden 
und für den Umbau der Energiegewinnung und die soziale 
Abfederung der Krisen eingesetzt werden. Denn angesichts 
der schon jetzt zerstörerischen Folgen der Klimakatastrophe 
braucht es ebenfalls enorme Summen: Geld für den Wieder-
aufbau ganzer Gebiete; Geld für Reparationszahlungen im 

Sinne der Klimagerechtigkeit; Geld für den Auf- und Ausbau 
von Infrastruktur, welche auch während Katastrophen Zu-
gang zu den nötigsten Grundbedürfnissen sichert.

Deshalb muss das Privateigentum an Vermögen, Immo-
bilien und Produktionsmitteln abgeschafft und der Reich-
tum sozial und global verteilt werden. Ziel ist, dass die Ent-
scheidung über Investitionen eine gesellschaftliche ist, die 
sich nicht nach Profitinteressen, sondern nach den ökologi-
schen Notwendigkeiten und sozialen Bedürfnissen richtet. 
Das würde den Ausbau einer öffentlichen Gesundheitsver-
sorgung und von Betreuungsstätten bedeuten; den Ausbau 
sicherer Reisewege über den ganzen Globus; den nachhalti-
gen Umbau der Produktion; den Ausbau von Schutzräumen 
für von Gewalt betroffene Personen. Für all das ist Geld da 
– und für so viel mehr Dinge, die unsere Zukunft für alle 
lebenswert machen!

Arbeit - Reproduktion vor Produktion
Reichtum wird durch unsere Arbeit(skraft) und die Aus-

beutung der Natur produziert. Doch unsere Arbeitskraft 
wird für viel sinnlose Produktion und Mehrwertanhäufung 
ausgebeutet, anstatt dass wir sie für gesellschaftliche Be-
dürfnisse einsetzen können. Da wir es sind, die arbeiten, 
haben wir auch die Macht, mit der Arbeit aufzuhören, zu 
streiken und dadurch Veränderungen in den Eigentumsver-
hältnissen, der Produktion und Reproduktion in Gang zu 
setzen.

« Denn wir müssen die kapitalistische Logik über 
den Haufen werfen und die Sorge und Fürsorge zu-
einander und zur Umwelt ins Zentrum unseres Han-
delns, Produzierens und Lebens stellen.
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Gründe gibts genug!

Denn Veränderungen braucht es: Wir kön-
nen und wollen mit unserer Arbeitskraft 
nicht mehr Produkte herstellen, die 
einzig der Profitmaximierung We-
niger dienen. Niemand braucht 
Luxusgüter, Anlageberater:in-
nen oder Werbeprofis. Statt-
dessen müssen wir kollektiv 
entscheiden, für was wir 
unsere Arbeit aufwen-
den wollen. Wir brauchen 
mehr Menschen in der 
Care-Arbeit und auch in der 
Landwirtschaft, wenn wir 
von der industriellen Land-
wirtschaft wegkommen und 
die Ernährung mit biologischer 
und fairer Landwirtschaft sichern 
wollen. Wir müssen die Reproduktion 
eines guten Lebens für alle vor die pro-
fitorientierte Produktion stellen. Wir brauchen 
eine massive Aufwertung der Reproduktionsarbeit, in-
dem wir ihr mehr Zeit und Wertschätzung zugestehen. 
Arbeit muss gesellschaftlich sinnvoll und für jede:n sinn-
stiftend sein.

Geschlecht - Für eine Welt, in der Geschlecht 
nicht mehr unsere Leben bestimmt

Unsere gesellschaftliche Arbeitsorganisation basiert 
unter anderem auf der Aufteilung und Zuweisung von 
Arbeiten, Zuständigkeitsgebieten, Räumen und sozialen 
Rollen nach Geschlecht. Die geschlechtsspezifische Ar-
beitsteilung basiert auf der Einteilung der Menschen in 
zwei Geschlechter: Männer werden zur Norm erklärt und 
Frauen als das Andere abgewertet. 

Wir wollen eine Welt, in der wir alle, unabhängig vom 
Geschlecht, ein besseres Leben frei von Zwang, Gewalt 
und Abwertung führen können. Unsere Entfaltung als 
Menschen soll nicht von gesellschaftlich konstruierten 

binären Geschlechterrollen und deren gewalt-
samen Durchsetzung behindert werden. 

Eine feministische Gesellschaftsvi-
sion basiert darauf, dass Menschen 

in ihrer Verschiedenheit gleich-
berechtigt sind.

Gewalt - Gemeinschaft 
und Solidarität statt 
Grenzen und Gewalt

Gewalt hält Ungleich-
heit und Ausbeutung auf-
recht. Sowohl rassistische 
Polizeigewalt, militarisierte 

Grenzregime, sexualisier-
te Gewalt im Haus oder auf 

den Strassen, Gefängnisse, 
Entrechtung von Migrant:innen, 

Verwehrung des Rechts auf Selbstbe-
stimmung über den eigenen Körper usw.: 

Alle diese Formen der Gewalt dienen der Auf-
rechterhaltung von Unterdrückung, Eigentumsverhält-
nissen, der Geschlechterordnung und der internationalen 
Arbeitsteilung. 

Das Militär und die Polizei, welche in bürgerlichen 
Demokratien das Gewaltmonopol innehaben und die In-
teressen der Besitzenden vertreten, sind dazu da, dieses 
System der Ungleichheit durchzusetzen und zu vertei-
digen. Sie können nicht reformiert werden, sondern ge-
hören gänzlich abgeschafft. Gesellschaftliche Sicherheit 
lässt sich nur auf demokratische und solidarische Art und 
Weise organisieren.

Die grösste Zuspitzung staatlicher Gewalt und Kon-
trolle über unsere Körper und Leben sehen wir in Krie-
gen. Auf der ganzen Welt führen imperialistische Staa-
ten Kriege. Kriege gegen imperialistische Rivalen, gegen 
andere Staaten, gegen selbstverwaltete Gebiete, gegen 
die eigene Bevölkerung; Kriege um Einflusszonen, Kriege 
um Territorien, Kriege um Rohstoffe und Absatzmärkte. 

« Da wir es sind, die arbeiten, gibt dies uns 
aber auch die Macht, mit der Arbeit aufzuhören, 
zu streiken und dadurch Veränderungen in den 
Eigentumsverhältnissen, der Produktion und Re-
produktion in Gang zu setzen.
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Krieg bedeutet immer eine besondere Verschlechterung 
der Lebens- und Arbeitsbedingungen aller Lohnabhän-
gigen und insbesondere eine Intensivierung von Gewalt 
gegen Frauen und (gender-)queere Personen. Krieg und 
Krise zeigen uns, dass es notwendiger denn je ist, anstatt 
kapitalistischer Konkurrenz und aufrüstender Staaten 
Solidarität und Gemeinschaft aufzubauen. Es braucht 
eine feministische Solidarität, die Grenzen überwindet 
und abschafft und internationalistisch gegen Krieg, Ka-
pital und Patriarchat kämpft. Eindrücklich zeigt uns das 
momentan der feministische Widerstand gegen das Re-
gime in Iran, der sich gegen ein Regime wehrt, dessen 
Stabilität auf fossiler Energie beruht. Gleiches gilt auch 
für Rojava, wo durch den unermüdlichen Wiederaufbau 
der klima- und kriegszerstörten Gebiete eine öko-
logische und feministische Perspektive ge-
boten wird.

Für einen 
antikapitalistischen 
Feminismus, 
gegen liberale 
Scheinlösungen

Es ist also klar: Wir 
wollen die feministische 
Revolution! Veränderun-
gen in allen gesellschaftli-
chen und wirtschaftlichen 
Bereichen müssen her und 
sie müssen mit der kapita-
listischen Logik brechen! Wir 
lehnen (neo-)liberale Formen 
von Feminismus (lean-in; glass-cei-
ling, etc.) ab. Diese schwächen eman-
zipatorische Bestrebungen, indem sie einer-
seits gewisse Zugeständnisse im kapitalistischen System 
erhandeln und andererseits intersektionale, progressive 
Ansätze vereinnahmen und korrumpieren. Sie machen 
feministische Errungenschaften nur für einen privile-

gierten Teil der vom Patriarchat unterdrückten Personen 
zugänglich. Der Instrumentalisierung von Frauenrechten 
durch die rassistische und fremdenfeindliche Rechte sa-
gen wir erst recht den Kampf an, denn sie ist Teil einer 
antifeministischen, reaktionären, rassistischen Strategie. 
Sowohl neo-liberale als auch rechte Formen von «Femi-
nismus» gehören auf den Müllhaufen der Geschichte.

Unser Feminismus ist antikapitalistisch und revolu-
tionär. Denn die Geschlechterverhältnisse sind Teil der 
sozialen Verhältnisse im Kapitalismus. Frauen, Inter-, 
Non-binäre-, Trans- und Agender Personen sind nicht 
halbtags von patriarchalen, und halbtags von kapitalisti-
schen Strukturen betroffen, sondern beides gleichzeitig. 
Die Verhältnisse sind untrennbar miteinander verwo-

ben. Unser Feminismus trägt dem Rechnung. 
Für uns sind deshalb emanzipatorische 

Kämpfe gegen unterdrückerische, 
ausbeuterische und rassistische 

Verhältnisse immer auch fe-
ministische Kämpfe. Und 
feministische Kämpfe 

müssen immer auch 
solche gegen Unterdrü-
ckung und Ausbeutung 

aufgrund von Klasse, Ras-
sifizierung oder weiteren 

Formen sozialer Differenzie-
rungen sein.
Feminismus geht uns alle an. 

Auch cis-Männer dürfen sich nicht 
länger aus der Verantwortung ziehen. 

Gegenseitige Unterstützung, welche über 
simple Solidaritätsbekundungen hinaus-

geht, soll unser Handeln bestimmen. Wir ge-
hen dabei nicht von einer homogenen unterdrück-

ten Gruppe aus, gründen unseren Aktivismus aber 
auch nicht einzig auf unseren Differenzen. Wir wollen 
vielmehr in unserer Differenz zusammenstehen, vonein-
ander lernen, zusammen Utopien zeichnen und gemein-
sam für die feministische Revolution kämpfen.

« Krieg und Krise zeigen uns, dass es notwendiger  
denn je ist, anstatt kapitalistischer Konkurrenz und 
aufrüstender Staaten Solidarität und Gemeinschaft 
aufzubauen - eine feministische Solidarität, die Gren-
zen überwindet und abschafft und internationalistisch 
gegen Krieg, Kapital und Patriarchat kämpft.
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INTERVIEW MIT DER 
FEMINIST ANTI-WAR RESISTANCE

«Wenn du in den 
Krieg ziehst - bringe 

deine eigenen Kinder 
zur Welt!»

Die Gruppe Feminist Anti-War Resistance (FAR) wurde im Februar 
2022 als Vereinigung russischer Feministinnen gegründet, um die 

Proteste gegen die russische Invasion der Ukraine zu koordinieren. 
Breite Beachtung fand die FAR, als sie ein Manifest publizierte, in 

dem sie weltweit zur Solidarität gegen den russischen Angriffskrieg 
aufrief, und als die Aktivistinnen am 8. März 2022 bei Denkmälern 
für den Grossen Vaterländischen Krieg (Zweiter Weltkrieg) in 94 

russischen und ausländischen Städten Chrysanthemen und Tulpen 
mit blau-gelben Bändern niederlegten. Am 23. Dezember 2022 setz-

te das russische Justizministerium die Organisation auf seine Liste 
«ausländischer Agenten». Roksana Kiseleva ist Mitglied der FAR und 
lebt zurzeit im georgischen Exil. Die Bewegung für den Sozialismus 

hat ein schriftliches Interview mit ihr geführt. 

Interview mit Roksana Kiseleva. Von João Woyzeck (BFS Zürich)

10  |  antikap Nr. 18  |  Frühling 2023



Antikap: Du bist Mitglied der Redaktion der Zhens-
kaya Pravda, der Zeitung der FAR. Kannst du uns etwas 
über die Zeitschrift erzählen?

Roksana: Unser Ziel ist es, ein Publikum in Russland 
zu erreichen, das von den meisten Antikriegsmedien nicht 
angesprochen wird: Frauen ab 50 Jahren, die nicht un-
bedingt für die Opposition, aber auch nicht für den Krieg 
sind – unsere Mütter, Grossmütter und Tanten. Sie verste-
hen, dass überall um sie herum schlimme Dinge passieren, 
aber sie wollen nicht darüber lesen und sprechen, weil 
sie emotional ausgelaugt sind – durch ihre Arbeit, durch 
ihre Verantwortung, durch das Leben an sich. Anhand von 
Untersuchungen, die Soziolog:innen für uns durchgeführt 
haben, können wir erkennen, dass unser Zielpublikum 
kriegsmüde ist. Deshalb konzentrieren wir uns auf die so-
zialen und wirtschaftlichen Auswirkungen der russischen 
Invasion der Ukraine in Russland: Die Stromrechnungen 
steigen, Kinderarbeit wird für die Versorgung der Trup-
pen mit Kleidung und anderen Dingen eingesetzt und die 
Regierung hat vollständig die Kontrolle über die sozialen 
Medien übernommen.

Derzeit lebst du in Georgien. Wie ist es zu dieser Si-
tuation gekommen? Geht deine aktivistische Tätigkeit 
weiter? 

Ich musste Russland im letzten Herbst verlassen, um ei-
ner Strafverfolgung zu entgehen. Jetzt habe ich mehr Res-
sourcen für meine aktivistische Arbeit, weil ich mich nicht 
mehr verstecken und in ständiger Angst vor der Polizei 
leben muss. Ich arbeite an unserer Zeitung und anderen 
Projekten für die FAR. Ich habe viele wunderbare, kluge 
und freundliche Menschen aus anderen Anti-Kriegs-Orga-
nisationen und -Bewegungen kennengelernt. Das macht 
mich auch für die Zukunft zuversichtlicher.

Welche Bedeutung hat der Feminismus in der russi-
schen Zivilgesellschaft? Welche Themen oder politischen 
Ziele sind für den Feminismus in Russland besonders 
zentral?

Die zwei zentralen Themen sind häusliche Gewalt und 
Abtreibung. Häusliche Gewalt wurde vor ein paar Jahren 
entkriminalisiert und jetzt hat der Krieg die Situation für 
Frauen noch verschlimmert. 

Abtreibungen selbst sind zwar weiterhin nicht verbo-
ten, aber es gibt immer wieder Berichte, dass Ärzt:innen in 
öffentlichen Krankenhäusern unter Druck gesetzt werden, 
keine Abtreibungen durchzuführen. So schicken sie die 
Frauen zum Beispiel zu Priestern oder verlangen vorher 
die Zustimmung des Vaters. Die Regierung gibt zudem Mil-
liarden an Rubel für abtreibungskritische Informations-

antikap Nr. 18  |  Frühling 2023  |  11



Feminist Anti-War Resistance

Der russische Staat verfolgt gemeinsam mit der ortho-
doxen Kirche eine Kampagne, die sich gegen Selbstbe-
stimmung bei reproduktiven Rechten richtet. Seit 2011 ha-
ben russische Krankenhäuser beispielsweise sogenannte 
«Schweigewochen» eingeführt, womit Termine um eine Wo-
che oder mehr verschoben werden, wenn eine Frau einen 
Antrag auf einen Schwangerschaftsabbruch stellt. Durch 
die Verzögerung schreitet aber der Schwangerschaftsver-
lauf voran und es müssen andere Abtreibungsarten (bis 
hin zur Operation) angewendet werden, was die Gesund-
heit betroffener Frauen ernsthaft gefährden kann. 2013 hat 
Putin zudem Werbung für Abtreibungen verboten. Und seit 
2016 müssen Frauen, die eine Abtreibung wünschen, ein Bild 
des Embryos und seines Herzschlags bei einer Ultraschall-
untersuchung ansehen. Zudem fördert der russische Staat 
die Initiative von Krankenhäusern, Frauen vor einer Abtrei-
bung zu Psycholog:innen zu schicken oder spezielle Frage-
bögen an die Frauen auszuhändigen, in denen den Frauen 
anklagende und beleidigende Fragen gestellt werden. Viele 
Krankenhäuser verteilen sogar bewusst unleserliche und 
manipulative Broschüren mit irreführenden Informationen 
über den Schwangerschaftsabbruch und seine Folgen. In 
einigen Regionen Russlands wird das Gesundheitspersonal 
darin geschult, in der Beratung vor der Abtreibung «traditio-
nelle Werte» zu berücksichtigen. Frauen werden in den Be-
ratungsgesprächen aufgefordert, Fragebögen mit Fragen 
auszufüllen wie: «Sind Sie bereit für eine posthume Begeg-
nung mit der Seele Ihres Kindes?».

Die orthodoxe Kirche arbeitet in diesem Zusammenhang 
eng mit dem reaktionären russischen Staat zusammen. Pa-

triarch Kirill I. schlug derweil in einer Rede vor dem Föde-
rationsrat ein Verbot von Abtreibungen in privaten Kliniken 
vor. Und die russisch-orthodoxe Kirche schlug vor, verheira-
tete Frauen zu verpflichten, die Zustimmung ihres Mannes 
zu Abtreibungen einzuholen.

Die Duma, das russische Parlament, hat im August 2022 
ein Verbot des Online-Verkaufs von medizinischen Abtrei-
bungsmitteln vorgeschlagen. Krankenhäuser und Apothe-
ken haben seit März 2023 auch Probleme mit der Verfüg-
barkeit der Pille. Im Sommer 2022 kündigte die Duma zudem 
einen besonders verheerenden Gesetzentwurf an, der Ab-
treibungen im Rahmen der obligatorischen Krankenversi-
cherung verbietet. Und Tatjana Golikova, die Vize-Minister-
präsidentin für Bildung, Gesundheit und Sozialpolitik, schlug 
ein Verbot von Schwangerschaftsabbrüchen ohne elterliche 
Einwilligung vor Vollendung des 18. Lebensjahres vor.

Unterdessen wurde in der Duma erneut ein Gesetzes-
entwurf eingebracht, der die Verbreitung von Informationen 
über den «freiwilligen Verzicht auf die Geburt eines Kindes» 
unter Minderjährigen verbietet. Im September 2022 war er 
aufgrund formaler Schwächen zur Revision zurückgewie-
sen worden. 1

1	  FAR (2023): ПЕТИЦИЯ ЗА ПРАВО НА АБОРТ, abrufbar unter: 
https://www.change.org (03.04.2023); Zur Auffassung von 
der Darstellung freiwilliger Kinderlosigkeit in kreml-na-
hen Medien als kindsfeindlicher Propaganda vgl. auch 
риа новости (2023): В Госдуму внесли проект о запрете 
пропаганды чайлдфри среди детей, abrufbar unter: https://
ria.ru/20230227/chayldfri-1854649228.html (03.04.2023).

Abtreibungen unter Putin

Seit 2011 erschwert der Kreml den Zugang zu Schwangerschaftsabbrüchen durch bürokratische und psychologische Hür-
den: «Petition: FÜR DAS RECHT AUF ABTREIBUNG. Wenn du in den Krieg ziehst - bringe deine eigenen Kinder zur Welt!»
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kampagnen aus. Die Regierung will die Geburtenra-
ten steigern, obwohl jetzt wahrscheinlich der denkbar 
schlechteste Zeitpunkt ist, um ein Kind zu bekommen.

Seit dem Beginn des Angriffskrieges des Kreml-
Regimes gegen die Ukraine haben sich die repressi-
ven Gesetze drastisch verschärft. Wie hat sich der 
Aktivismus seit dem Sommer 2022 verändert?

Seit Beginn des Krieges hat die russische Regie-
rung eine Reihe von repressiven Gesetzen erlassen 
und es kommen immer weitere noch dazu. Gewisse 
Spielräume, die es früher gab, haben sich jetzt ge-
schlossen. Obwohl sich die politische Lage schon frü-
her verschlechterte, hatten wir immer noch eine Art 
von Freiheit. Zum Beispiel habe ich im Jahr 2020 mit 
meinen Freund:innen eine Fem-Datscha gegründet, 
eine Art feministischer Rückzugsort vor dem Druck 
durch das Putin-Regime. Wir wollten Aktivist:innen in 
Russland unterstützen, indem wir ihnen kostenlosen, 
umfassenden Service und psychologische Hilfe anbo-
ten. So etwas ist jetzt unmöglich geworden. 

Die Menschen haben Angst, ins Gefängnis zu kom-
men, und sind deshalb weniger dazu bereit, sich an 
direkten Aktionen zu beteiligen. Das ist verständlich. 
Aber Strassenproteste sind nicht die einzige Form des 
Widerstands. Die Menschen passen sich an. Sie protes-
tieren im Verborgenen. Sie können kleine Dinge tun, 
wie Blumen zu ukrainischen Denkmälern in Russland 
bringen. Unsere Bewegung steht allen offen, die sich 
ihr anschliessen wollen – Menschen können uns Bil-
der ihrer kleinen Proteste schicken und wir posten sie 
auf unseren Social Media Accounts. Unser Hauptziel 
ist es, sich zu vereinen und gemeinsam gegen den 
Kreml zu kämpfen. 

Ziviler Ungehorsam ist auch eine Form des Wider-
stands. Das kann beispielsweise so aussehen, dass du 
der Regierung nicht erlaubst, deine Angestellten zu 
mobilisieren oder dass du deine Schüler:innen nicht 
in staatlicher Propaganda unterrichtest, wenn dir das 
als Lehrkraft aufgetragen wird.

Sicherheit ist für uns jetzt das grösste Thema, wir 
sind sehr vorsichtig. Wir lassen niemanden, den wir 
nicht überprüfen können, in unsere Chatgruppen 
und an sensible Informationen heran. Wir verwen-

den verschlüsselte Nachrichten, um mit Leuten zu 
kommunizieren, die sich noch in Russland aufhalten. 
Ausserdem veröffentlichen wir Sicherheitsleitfäden in 
unseren sozialen Medien.

Einige linke, aber auch liberale Beobachter:in-
nen bezeichnen das Kreml-Regime als faschistisch 
oder postfaschistisch. Das ist umstritten und wird 
nicht ausnahmslos geteilt. Wie siehst du das?

Kennst du Godwins Gesetz? Es besagt, dass man 
ein Streitgespräch verliert, sobald man jemanden mit 
Hitler vergleicht. Der Erfinder dieses Gesetzes hat es 
schlussendlich selber gebrochen – in Bezug auf Pu-
tin.1 Die russischen Behörden erkennen die Existenz 

1	 Godwin merkte ironisch-zynisch an, dass Putin im 

« Die Menschen haben Angst, ins Gefängnis zu 
kommen, und sind deshalb weniger dazu bereit, 
sich an direkten Aktionen zu beteiligen. 

«Wenn du in den Krieg ziehst - Bringe deine eigenen Kinder zur 
Welt»: Die FAR setzt sich gegen einen reaktionären Staat zu 
Wehr, der die weibliche Reproduktion kontrollieren und gleich-
zeitig Leben als Kanonenfutter verheizen möchte.

antikap Nr. 18  |  Frühling 2023  |  13



Feminist Anti-War Resistance

der Ukraine als unabhängigen Staat nicht an. Zu Propa-
gandazwecken verwenden sie die nationalistische Idee 
des Panslawismus und der russischen Vorherrschaft. Das 
erscheint mir persönlich schon faschistisch.

Der innenpolitische Backlash ist mehr als ein konser-
vatives Revival. Es geht nicht nur um den Versuch, die 
Menschen mit traditionellen Werten zu locken. Der Kreml 
bedroht die Menschen mit der Idee eines «kollektiven 
Westens, der Russland bisher noch nicht zerstören konn-
te», aber weiterhin bedroht. Die LGBTQ-Gemeinschaft, 
kinderlose Menschen und Feminist:innen werden zu 
Feindbildern gemacht. Die Regierung will, dass die Be-
völkerung Angst vor der Demokratie hat und glaubt, dass 
die totale Zensur ihre Rettung ist.

Was die Vernetzung betrifft, so nehmen unsere Mit-
glieder an Antikriegsveranstaltungen teil, um Wissen und 

Rahmen der russischen Invasion der Ukraine durchaus 
gewisse Analogien zu Hitler aufweise. In: Godwin, M.  [@
sfmnemonic], abrufbar auf: https://twitter.com/sfmnemo-
nic/status/1504244193660571651?lang=de (03.04.2023).

Erfahrungen mit anderen Aktivist:innen auszutauschen. 
Wir haben viele von ihnen kennengelernt, es sind auch 
persönliche Bindungen entstanden.

Welche Rolle könnte eine feministische Perspektive 
bei der Überwindung von Putins Angriffskrieg spielen? 
Und welche Rolle spielt die FAR innerhalb der verschie-
denen Oppositionsgruppen in Russland?

Zunächst einmal sind wir immer noch eine Graswur-
zelinitiative. Wir kommen aus dem zivilen Widerstand, 
nicht aus der grossen Politik. Grosse Gruppen müssen den 
kleinen zuhören und ihre einzigartigen Erfahrungen, die 
nützlich und notwendig sind, wertschätzen. 

Mittlerweile spielen wir auch eine Rolle in der Oppo-
sition. Aber vor nicht allzu langer Zeit war die Situation 
noch anders. Grosse oppositionelle Gruppen wie Navalnys 
Team, hatten eine sehr männlich geprägte Sichtweise und 
männliche Anführer. Das ändert sich jetzt, denn die ein-
zige Möglichkeit zu gewinnen ist, sich zu vereinen.

Als feministische Bewegung arbeiten wir für Müt-
ter, Studentinnen, Frauen aus der Arbeiterklasse, quee-

Am 28. März erschien bereits die 22. Ausgabe der 
Zhenskaya Pravda. Sie schafft eine Gegenöffentlich-
keit zur Kriegspropaganda des Kremls.
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Zur Kinderarbeit in Russland
Im März hat der Duma-Ausschuss für Arbeit, Sozialpoli-

tik und Veteranenangelegenheiten den Gesetzentwurf zur 
Jugendarbeitslosigkeit verabschiedet und zur Annahme in 
erster Lesung empfohlen. Die Duma wird den Gesetzent-
wurf also voraussichtlich verabschieden, womit die Be-
schäftigung von Jugendlichen ab 14 Jahren vereinfacht wür-
de: Sie bräuchten nur noch die Zustimmung eines Elternteils 
und nicht mehr die der Vormundschafts- und Pflegschafts-
behörden.1

Mitverfasser des Gesetzentwurfs ist auch Andrej Isajew, 
stellvertretender Vorsitzender der Fraktion von «Einiges 
Russland» in der Duma. Isajew verwies darauf, dass die von 
der westlichen Staatengemeinschaft verhängten «anti-
russischen» Wirtschaftssanktionen, eine Vereinfachung 
der Kinderarbeit erfordern würden, um das Einkommen be-
stimmter Haushalte zu unterstützen.2 Nikolai Arefiev, der 
die KPRF in der Duma vertritt, bezweifelt dies hingegen. 
Schliesslich gebe es genügend erwachsene Erwerbslose.3

1	 ГОСУДАРСТВЕННАЯ ДУМА (2023): Комитет по труду, 
социальной политике и делам ветеранов поддержал 
законопроект об упрощении трудоустройства подростков, 
abrufbar auf: http://duma.gov.ru/news/56689/ (04.04.2023).

2	 LƐNTA·RU (2023): В России упростят трудоустройство 
четырнадцатилетних, abrufbar auf: https://iz.ru/1453655/
natalia-bashlykova/iunost-ne-porok-v-rossii-upro-
stiat-trudoustroistvo-s-14-let (04.04.2023).

3	 Известия (2023): Юность — не порок: в России упростят 
трудоустройство с 14 лет, abrufbar auf: https://len-
ta.ru/news/2023/01/13/prosto/ (04.04.2023).

Feminist Anti-War Resistance

re Frauen und Frauen aus ethnischen Minderheiten. Wir 
konzentrieren uns auf ihre Bedürfnisse und Anliegen. Wir 
wollen, dass ihre Stimmen jetzt gehört werden, und wir 
wollen nicht, dass Frauenfragen aufgegeben werden, so-
bald Putins Regime verschwunden ist. 

Du hast die Idee der russischen Vorherrschaft an-
gesprochen. Die FAR hat das «Manifest der ethnischen 
Minderheiten» unterstützt und geteilt. Worum geht es 
dabei? 

Bei unserem Projekt geht es um die Unterstützung regi-
onaler Initiativen von ethnischen Minderheiten innerhalb 
des russischen Staates – FreeBuryatia Foundation, FreeKal-
mykia, Novaya Tuva und andere. Jede Erfahrung ist einzig-
artig. Frauen aus ethnischen Minderheiten müssen gehört 
werden! 

Seit dem Einmarsch in die Ukraine wird verstärkt von 
einem russischen Imperialismus gesprochen. Wenig bis 
gar keine Beachtung finden hingegen die kolonialen Ver-
hältnisse innerhalb des russländischen Vielvölkerstaates 

[russländische Staatsbürgerschaft im Unterschied zur rus-
sischen Ethnie; Anm. d. Red.]. Es ist aber nötig, auch über 
unseren inneren Imperialismus nachzudenken, den wir 
durch unser Leben in Russland als Teil der so genannten 
ethnischen Mehrheit erlernt haben. Wir haben keine Ah-
nung, wie privilegiert wir eigentlich sind. Zudem führen 
dieselben imperialistischen Ansichten auch dazu, dass die 
Menschen den Krieg gegen die Ukraine unterstützen.

Wie klappt die weltweite Vernetzung von feministi-
schen Kräften, um gemeinsam gegen den Angriffskrieg 
des Kreml-Regimes anzutreten?

FAR-Sektionen gibt es auf der ganzen Welt, von Korea 
bis Brasilien. Jeder kann sich uns anschliessen. Unsere in-
ternationalen Gruppen nehmen an lokalen Aktionen und 
Demonstrationen in ihren jeweiligen Ländern teil, kommu-
nizieren mit der Presse in ihren Ländern und organisieren 
Spendenveranstaltungen zur Unterstützung ukrainischer 
Geflüchteter. 

« Wir kommen aus dem 
zivilen Widerstand, nicht 
aus der grossen Politik. 
Grosse Gruppen müssen 
den kleinen zuhören und 
ihre einzigartigen Erfah-
rungen, die nützlich und 
notwendig sind, wert-
schätzen. 
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MIGRATION

Seenotrettungen: 
«Wir haben 10 Tage gewartet, 
bis unser Rettungsschiff 
anlegen durfte»

Sarah Konrad war im letzten Sommer als Pflegefachkraft auf einem 
Rettungsschiff im Mittelmeer unterwegs. Sie berichtet von ihrem 
Einsatz auf hoher See und dem politischen Kalkül der Behörden im 
Umgang mit Seerettungen im Mittelmeer.
Interview mit Sarah Konrad. Von Lisa Brugger (BFS Basel)
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Seenotrettungen

Lisa: Liebe Sarah, wie bist du eigentlich zu diesem Ein-
satz gekommen?

Sarah: Die Einsätze sind jeweils online ausgeschrieben. 
Für meinen Einsatz im letzten Jahr habe ich mehrere Organi-
sationen angeschrieben und mich für Einsätze beworben. Es 
gibt viele verschiedene Positionen zu besetzen. Das variiert 
auch je nach Grösse des Schiffes. Es gibt grosse Schiffe mit 
einer Besatzung von ca. 25 Personen oder mehr und dann 
gibt es auch kleine Schiffe, wo nur 6-7 Menschen benötigt 
werden. Bei den grösseren Schiffen besteht die Besatzung 
zur Hälfte aus Seeleuten – Kapitän:in, Offizier:innen Deck-
mitarbeitende, Maschineningenieur:innen, Elektriker:innen, 
Logistiker:innen. Diese Besatzung wird grundsätzlich benö-
tigt, damit das Schiff überhaupt rausfahren kann. Der andere 
Teil der Crew besteht aus Köch:innen, medizinischem Perso-
nal, Menschen mit bestimmten Sprachkenntnissen, Medien-
schaffenden und Menschen, welche für die Rettungsaktionen 
mit den Schlauchbooten zuständig sind. Ich gehörte zum me-
dizinischen Personal. Die medizinische Crew besteht meist 
aus einer:em Ärzt:in und zwei Paramedics, das können Pfle-
gefachpersonen wie ich sein oder auch Rettungssanitäter:in-
nen. Bei meinem Einsatz waren wir zu dritt: eine Ärztin, ich 
und ein Rettungssanitäter; das war eine sehr gute Kombina-
tion. Wir haben uns in unseren Fähigkeiten sehr gut ergänzt, 
da wir unterschiedliche Schwerpunkte bei der Arbeit hatten.

Die Einsätze dauern ja meistens einen Monat. Was pas-
siert in dieser Zeit?

Zunächst geht es darum, das Schiff mit allem nötigen 
Material auszustatten und sich als Crew kennenzulernen. 
Manchmal stehen auch noch Reparaturarbeiten am Schiff 
an. Die ersten Tage verbringt man deshalb im Hafen. Viele 
Schiffe starten in Spanien, in einem Hafen nahe von Valen-
cia. Von dort dauert es vier bis fünf Tage, bis man vor der li-
byschen Küste ist. Während dieser Zeit macht man gemeinsa-
me Workshops zu relevanten Themen. Wir als medizinische 
Crew haben für den Rest der Besatzung Workshops zu mögli-
chen Krankheitsbildern angeboten, welche bei den Rettungs-
aktionen wahrscheinlich sind. Wir haben darüber informiert, 
in welchen Situationen wir dringend hinzugezogen werden 
sollen und haben auch Kurse in Herzmassage angeleitet. Es 
werden in dieser Zeit auch mehrere Rettungsaktionen durch-
gespielt zu Übungszwecken, damit sich die Crew einspielt 
und es im Ernstfall möglichst schnell geht.

Sobald man im Küstengebiet ankommt, beginnt man mit 
der Suche nach Booten. Man fährt die Küste im Zickzack ab 
und sucht mit dem Fernglas den Horizont nach Booten in 
Seenot ab. Zusätzlich hat das Schiff einen Radar, wo man 
Boote erkennen kann, und man erhält Informationen über 
Funk von Organisationen wie beispielsweise Alarm Phone. 
Das können konkrete Koordinaten eines Bootes sein, es kann 
aber auch die Information sein, dass zu einem bestimmten 
Zeitpunkt an einem bestimmten Ort ein Schiff die libysche 
Küste verlassen hat. Dann kann man die aktuelle Position in 

etwa ausrechnen. Dieses Warten und Suchen, die ständige 
Bereitschaft, war für mich ein sehr angespannter Moment.

Wie muss man sich eine solche Rettungsaktion vorstel-
len?

Das Ziel der Rettung ist es, alle Menschen vom Boot auf 
unser Schiff zu bringen, bevor das Boot sinkt. Es ist sehr 
unterschiedlich, wie viele Rettungsaktionen man während 
eines Einsatzes macht, manchmal nur eine, manchmal vier 
bis fünf. Es kommt natürlich auch etwas auf die Kapazität des 
Mutterschiffes an, also wie viele Gäste überhaupt aufgenom-
men werden können. Bei unserem Einsatz hatten wir nach 
kurzer Zeit bereits sehr viele Gäste auf dem Schiff und haben 
unsere Kapazitätsgrenze eigentlich auch weit überschritten. 
Aber es geht schlussendlich auch darum, mit der Rettungs-
aktion der sogenannten libyschen Küstenwache zuvorzukom-
men, welche die Boote aufspüren und wieder zurück an die 
libysche Küste bringen könnte. Dort würden die Boote wie-
der verwendet und die Menschen erneut ausgebeutet und er-
presst werden. Die Regel ist, dass man nie ins Hoheitsgebiet 
der sogenannten libyschen Küstenwache reinfährt, aber sich 
immer möglichst nah an dieser Grenze bewegt, die 24 Mei-
len von der Küste entfernt ist. Es geht also auch darum, die 
Boote möglichst schnell abzufangen, sobald sie das libysche 
Hoheitsgebiet verlassen haben.

«  Täglich werden Anfragen ver-
schickt und man kann nur abwarten, 
bis endlich eine beantwortet wird. 
Das Warten ist sehr anstrengend für 
alle, insbesondere für die Geflüch-
teten, die häufig noch Angst haben, 
dass sie zurück nach Libyen ge-
bracht werden.

Die Rettungsaktionen können sehr unterschiedlich lange 
dauern. Es gibt Boote mit nur 15 Personen an Bord, es gibt 
andere mit 500 Personen an Bord. Da kann es viele Stunden 
dauern, bis alle evakuiert sind. Auch bei der Dringlichkeit 
der Rettungen gibt es grosse Unterschiede. Es gibt Boote, die 
sind überfüllt und nicht für die Überfahrt tauglich, aber sie 
sind noch nicht gekentert. Dann gibt es andere Seenotret-
tungen, wo das Boot schon sinkt und die Menschen schon 
im Wasser sind. Die Situation kann sich auch sehr schnell 
verändern. Denn bei einem überfüllten Schlauchboot, wel-
ches Luft verliert, kann es für die Menschen an Bord innert 
Minuten lebensgefährlich werden. Und bei Booten, die zwei-
stöckig sind, haben die Personen unter Deck keine Chance, 
sich selbst zu retten, wenn das Wasser eindringt.
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Seenotrettungen

« Früher war es auch möglich, 
innerhalb dieser vier Wochen anzu-
legen, die Menschen an einen si-
cheren Hafen zu bringen und gleich 
nochmals vor die Küste zu fahren 
für einen weiteren Rettungseinsatz. 
Aber mittlerweile hat sich das of-
fenbar geändert. Seit Giorgia Meloni 
Ministerpräsidentin von Italien ist.

In welchem gesundheitlichen Zustand waren die 
Menschen, die ihr an Bord holen konntet?

Wir haben eine Rettungsaktion bei einem Boot durch-
geführt, welches bereits am Sinken war. Es hätte nicht 
viel länger gedauert und das Boot wäre vollständig im 
Wasser gewesen. Im Innern des Bootes sammelte sich eine 
Brühe aus Benzin und Salzwasser. Dieses Gemisch hatte 
eine ätzende Wirkung auf die Haut und wir hatten zahl-
reiche Menschen mit teils schweren Verätzungen. Man 
nennt diese typischen Verletzungen «fuel burns». Fast 
die Hälfte der Menschen an Bord hatte schwerwiegende 
Verätzungen an Gesäss, Bauch, Rücken und im Intimbe-
reich. Diese grossflächigen Hautverätzungen sind extrem 
schmerzhaft für die Betroffenen und auch sehr aufwän-
dig zu behandeln. Wir haben auch Ohrenentzündungen 
und Bindehautentzündungen behandelt. Eine Person litt 
an Diabetes, jemand benötigte Medikamente wegen Epi-
lepsie und eine Person musste Antibiotika einnehmen we-
gen einer Lungenentzündung. Was auch sehr oft vorkam, 
war Scabies, also Krätze. Da konnten wir nur die Symp-
tome behandeln. Es gab ausserdem mehrere schwangere 
Frauen auf dem Schiff, welche wir regelmässig untersucht 
haben.

Nach dieser Rettung wart ihr als Pflegepersonal 
wohl stark ausgelastet?

Ja, definitiv. Zunächst werden nach jeder Rettung die 
dringenden Fälle behandelt. Aber es ist grundsätzlich 
auch unsere Aufgabe, dass wir nach der Rettung bei allen 
Personen einen kurzen Check-up machen. Aber mit meh-
reren hundert Menschen an Bord war es sehr schwierig, 
den Überblick zu behalten. Wir haben täglich Sprechstun-
den angeboten, konnten aber bei der hohen Anzahl an 
Menschen nicht alles behandeln, sondern mussten auch 
priorisieren. Es gab natürlich auch viele psychische Lei-
den aufgrund der Situation, aber es gab kaum Privatsphä-

re auf dem Schiff und wir konnten nicht wirklich darauf 
eingehen. Es gab auch niemanden mit einer psychologi-
schen Ausbildung an Bord. Dies gehört nicht zur Stan-
dard-Crew, ausser vielleicht bei sehr grossen Schiffen. Es 
gäbe sicher Bedarf danach, aber die Umstände auf dem 
Schiff sind schwierig.

Welche Erfahrungen habt ihr mit den italienischen 
Behörden gemacht?

Sobald das Schiff voll ist, fährt man in Richtung Sizi-
lien und Malta und dann werden Anfragen an verschiede-
ne Häfen verschickt, um eine Bewilligung zum Anlegen 
zu erhalten. Malta antwortet eigentlich nie. Auch Lampe-
dusa antwortet kaum, es kommt nur sehr selten vor, dass 
man dort anlegen darf. Dann beginnt das lange Warten. 
Täglich werden Anfragen verschickt und man kann nur 
abwarten, bis endlich eine beantwortet wird. Das Warten 
ist sehr anstrengend für alle, insbesondere für die Ge-
flüchteten, die häufig noch Angst haben, dass sie zurück 
nach Libyen gebracht werden. Man versucht schon, so gut 
wie möglich zu informieren, aber man kann ihnen die-
se Angst nicht ganz nehmen. Ich habe Menschen sagen 
hören, dass sie sich eher ins Wasser werfen würden, als 
zurück nach Libyen zu gehen. Dies Angst vor einer Rück-
kehr nach Libyen ist enorm gross und die Stimmung ext-
rem angespannt. Das Warten ist zusätzlich anstrengend, 
weil der Raum sehr eng ist, die Gruppe überwiegend aus 
jungen Männern besteht und viele verschiedene Natio-
nalitäten aufeinandertreffen, die sich auch nicht alle gut 
miteinander verstehen. Es gibt immer wieder Konflikte, 
beispielsweise um das Essen oder um Decken. Ein grosser 
Teil der Arbeit ist dann das Informieren der Menschen, 
aber auch eine gewisse «crowd control», damit es nicht 
zu grossen Konflikten und Schlägereien kommt, welche 
die Sicherheit des Schiffes gefährden könnten. Auch das 
Rauchverbot auf dem Schiff führt immer wieder zu Kon-
flikten. Es ist eine sehr anspruchsvolle Aufgabe, diese Si-
tuationen zu regeln. Ich persönlich fand das sehr schwie-
rig. Man hat plötzlich eine ganz neue Aufgabe, man ist 
plötzlich so eine Art Wächter.

Wie lange habt ihr gewartet?
Wir mussten neun oder zehn Tage warten, bis wir in 

einer Stadt in Sizilien anlegen durften. Ich denke, dass es 
so lange dauert, ist eine Mischung aus politischem Kalkül 
und benötigter Vorbereitungszeit im Hafen. Es ist klar, 
dass es eine gewisse Infrastruktur benötigt, um hunder-
te Menschen zu versorgen. Als wir im Hafen angekom-
men waren, waren viele Organisationen und Behörden 
mit Zelten und Personal vor Ort: das Rote Kreuz, SOS 
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Seenotrettungen

Rettungsschiff der deutschen Organisation Sea-Eye.

Kinderdorf, das Migrationsamt, Frontex, die Polizei. Es 
dauerte drei Tage, bis alle an Land waren, da immer nur 
fünf Personen gleichzeitig das Schiff verlassen durften. 
Priorität hatten gesundheitlich angeschlagene Menschen, 
dann unbegleitete Minderjährige, Familien und danach 
der Rest. Wenn sie von Bord gehen, ist das meist der letz-
te Kontakt, den man mit den Menschen hat. Wir haben 
danach aber noch einige Menschen im Dorf angetroffen. 
Diese hatten auf jeden Fall neue Kleidung erhalten, die 
Haare geschnitten und auch Taschengeld und eine SIM-
Karte bekommen. Sie sind glaube ich gut angekommen.

Danach muss man auf dem Schiff noch ziemlich viel 
aufräumen, putzen, Material nachbestellen usw. Und 
dann kann es eben passieren, und das ist uns leider auch 
passiert, dass man im Hafen festgesetzt wird. Nachdem 
du das Schiff wieder bereit gemacht hast, kommt die Ha-
fenbehörde und überprüft, ob das Schiff seetauglich ist 
und alle Papiere korrekt sind. Und da ist es ganz klar poli-
tisches Kalkül, dass die Behörde bei den Rettungsschiffen 
immer eine lange Liste von Mängeln findet, die verhin-
dern, dass das Schiff ablegen darf. Grundsätzlich sind die 
Kontrollen schon wünschenswert, aber sie können eben 
auch missbräuchlich eingesetzt werden, um zu verhin-
dern, dass ein Rettungsschiff erneut vor die libysche Küs-
te fahren und Rettungen durchführen kann. Bei uns wur-
den 42 kleine Mängel festgestellt, welche zuerst behoben 
werden mussten, bevor das Schiff weiterfahren durfte. 
Ich bin dann über den Landweg abgereist und die Schiff-
screw ist noch geblieben, bis das Schiff ablegen durfte. 
Das waren die vier Wochen während des Einsatzes. Die 

effektive Rettungszeit betrug bei uns nur drei Tage. Der 
Rest war Vor- oder Nachbereitung bzw. Warten. Früher 
war es auch möglich, innerhalb dieser vier Wochen anzu-
legen, die Menschen an einen sicheren Hafen zu bringen 
und gleich nochmals für einen weiteren Rettungseinsatz 
vor die Küste zu fahren. Aber mittlerweile hat sich das ge-
ändert. Seit Giorgia Meloni Ministerpräsidentin von Ita-
lien ist, darf man nur noch einen Rettungseinsatz machen 
und muss dann einen Hafen anfahren. Die Schiffe werden 
nun oft einem Hafen ganz im Norden Italiens zugewiesen, 
sodass sie Tage brauchen, um diesen Hafen anzufahren. 
So reicht die Zeit dann nicht mehr, um nochmals vor die 
Küste runterzufahren. Das macht dann natürlich schon 
einen grossen Unterschied, ob man innert vier Wochen 
15 Personen oder 500 Personen retten kann.

« Im Innern des Bootes sam-
melte sich eine Brühe aus Benzin 
und Salzwasser. Dieses Gemisch 
hatte eine ätzende Wirkung auf 
die Haut und wir hatten zahlreiche 
Menschen mit teils schweren Ver-
ätzungen. Man nennt diese typi-
schen Verletzungen fuel burns.
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Was ist LNG?
Ein Beispiel für ein Flüssiggas, das aktuell als Lösung aller 

möglichen Energieprobleme angepriesen wird, ist LNG. Liqui-
fied Natural Gas (LNG) ist Erdgas, das für einfacheren Trans-
port ohne Pipeline auf -162°C heruntergekühlt wird. Dadurch 
wird das Gas verflüssigt (engl.: liquified) und benötigt 600 mal 
weniger Platz. Am Verbrauchsort wird das flüssige Gas wieder 
erwärmt und danach wie das meiste andere Gas verbrannt, um 
daraus Energie zu gewinnen. Die Verflüssigung des Gases ist 
sehr energieintensiv und benötigt 10 – 25% der Energie, die man 
später aus dem Gas herausholen kann. Der Transport lohnte sich 
deshalb bisher wirtschaftlich nur dann, wenn er über sehr weite 
Strecken (>6000km) geschah, ansonsten waren Pipelines viel 
effizienter. Das ist auch der Grund, weshalb in Europa das The-
ma LNG erst seit dem Wegfall der russischen Gaslieferungen so 
aktuell wurde. 

LNG ist klimaschädlich!
Wie alle fossile Energieträger ist LNG schädlich für das Kli-

ma. Der Transport per Tankschiffen ist schon an sich extrem 
unökologisch, da die meisten grossen Schiffe immer noch mit 
Schweröl fahren. Der Abbau von LNG geschieht meist über um-
weltschädliches Fracking, was die Abbaugebiete dauerhaft schä-
digt und chemisch verpestet, wobei dies durch die langen Trans-
portwege am Verbrauchsort, also z.B. in der Schweiz, nicht 
direkt ersichtlich und einfacher zu ignorieren ist. Aber auch 
ohne diesen Abbau ist LNG ökologisch widersinnig: Da LNG zu 
98% aus dem hoch reaktiven Treibhausgas Methan (das die At-
mosphäre noch viel stärker als CO2 erwärmt) besteht, welches 

KLIMAKRISE

« Weil sich die Investi-
tionen schliesslich ren-
tieren müssen, muss die 
neue Infrastruktur danach 
auch möglichst lange und 
intensiv genutzt werden, 
so dass der Wechsel zu er-
neuerbaren Alternativen 
weiter ausgebremst wird.
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Fossil statt erneuerbar 
Ausbau der fossilen Infrastruktur  
in der Schweiz
Der Wegfall russischen Gases führt bei gleichbleibendem Energieverbrauch zu 
Energieknappheit, so lautet der Tenor seit einem Jahr. Doch anstatt diese Situation 
als Anstoss für längst überfällige Massnahmen wie den Ausbau der erneuerbaren 
Energien sowie die Reduktion des Energieverbrauchs zu nehmen, machen Staat und 
Wirtschaft das genaue Gegenteil. Unter dem willkommenen Deckmantel der Alter-
nativlosigkeit wird der kontraproduktive Ausbau von fossilen Energien wie Flüssig-
gas in der Schweiz vorangetrieben. Dies muss verhindert werden! 

Peter Hänggli (BFS Basel)



beim Verbrauch nicht restlos verbrannt wird und auch 
in der Transportkette immer wieder in kleinen Mengen 
entweicht, heizt es den Klimawandel weiter an.

Liquified Natural Gas (LNG) ist keine 
Lösung für Energieknappheit!

Die wissenschaftlichen Daten zur Klimakrise machen 
klar: Der Ausstieg aus den fossilen Energieträgern hat 
nach wie vor höchste Priorität. Wir sind auf dem besten 
Weg, nicht nur das 1.5°-Ziel, sondern auch das 2°-Ziel 
zu verfehlen. Der Weltklimarat IPCC hält in seinem neu-
esten Bericht vom März 2023 fest, dass Treibhausgase 
wie Methan und CO2 den Hauptteil des menschlichen 
Beitrags zur globalen Erwärmung darstellen. Die im 
nächsten Jahrzehnt getroffenen Entscheidungen wer-
den sich in den nächsten Jahrtausenden auswirken. Um 
die Erwärmung nur schon deutlich zu verlangsamen, ist 
im nächsten Jahrzehnt «eine tiefgreifende, rasche und 
anhaltende Verringerung der Treibhausgasemissionen» 
zwingend nötig. Also das Gegenteil dessen, was der GVM 
mit dem Bau neuer Gas-Infrastruktur tut. 

Was plant der Gasverbund 
Mittelland (GVM) konkret?

Ein LNG-Terminal zum Entladen sowie einen Spei-
chertank zum Speichern von Flüssiggas mit einer Ka-
pazität von 6% des Wintergasbedarfs der Schweiz. Das 
Gas soll mit Schiffen auf dem Rhein oder auf LKWs nach 

Muttenz kommen. Geplant sei aktuell eine Umschlagka-
pazität von ca. 150 Containern pro Jahr. Zusätzlich ist 
angedacht, daneben eines der drei vom Bund geplanten 
Gaskraftwerke zu bauen. Während das Terminal bereits 
im Winter 2023/24 in Betrieb gehen könnte, sind die 
Bauzeiten für Speicher und Kraftwerk deutlich länger. 

Der GVM dementiert die in den Presseberichten ver-
öffentlichten Pläne (anhand eines Interviews der Sonn-
tagszeitung mit CEO Rolf Samer). Es sei noch nichts de-
finitiv, es gäbe erst Pläne, die aber noch geprüft würden. 
Was in Muttenz nun genau umgeschlagen und gelagert 
werden soll, ist laut GVM noch überhaupt nicht klar. 
Verwaltungsratspräsident André Dosé bleibt mit seinen 
Aussagen stets schwammig, redet z.B. vom «Potenzial, 
den geplanten Speicher mit grünem Gas zu füllen» und 
plädiert dafür, «nichts auszuschliessen.» Der aktuelle Be-
richt des IPCC macht aber klar: Es braucht ab sofort eine 
drastische Reduktion des Ausstosses von Treibhausga-
sen, alles andere ist in dieser Situation eine leere Wort-
hülse.

Wie argumentiert der GVM 
für das LNG-Terminal?

Während es Ende letzten Jahres vor allem darum 
ging, die Abhängigkeit von Russland zu verringern, hat 
sich das nach dem aufkommenden Gegenwind (der vor 
allem vom Klimastreik Basel ausging), zunehmend geän-
dert. Die Anlage sei ein Teil der Bemühungen des GVM, 
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sich in Zukunft auf erneuerbare Energien auszurichten, 
sei das nun Biogas, synthetisches Gas, Wasserstoff oder 
Ammoniak. Gas sei eine der wenigen Möglichkeiten, über-
schüssige Energie zu speichern, indem der Strom zur Syn-
thetisierung von erneuerbaren Gasen verwendet wird. 

Im vorliegenden Fall argumentiert der GVM, dass die 
geplante Infrastruktur in Muttenz in Zukunft für grüne 
Gase verwendet werden könne. Ob das bei einem LNG-
Terminal tatsächlich möglich ist, wird von Expert:innen 
jedoch bezweifelt. Das Fraunhofer-Institut in Deutsch-
land schreibt: «Derzeit ist ungewiss, ob es einen künfti-
gen Anwendungsfall für LNG-Terminals mit erneuerbaren 
Energieträgern geben wird, was das Risiko birgt, dass sie 
mittelfristig zu verlorenen Investitionen werden». Das Ter-
minal müsste also von Anfang an auf diese erneuerbaren 
Gase ausgelegt werden, jede Variante hat ihre eigenen 
technischen Voraussetzungen. Und welches der Gase sich 
in Zukunft durchsetzen wird, ist aktuell noch völlig un-
klar, wie der GVM selbst sagt. Wenn dann in Zukunft keine 
grünen Gase zur Verfügung stehen, wird schnell das Argu-
ment kommen, dass die bereits gebaute Infrastruktur ja 
trotzdem benutzt werden müsse, um nicht verschwendet 
zu sein. 

Wie grün sind erneuerbare Gase tatsächlich?
Nur wenig erneuerbares Gas ist auch tatsächlich grün. 

Synthetische grüne Gase werden mit Strom hergestellt, 
der ebenfalls aus erneuerbaren Quellen kommen muss, 
damit das produzierte Gas klimaneutral und damit «grün» 
ist. Ob synthetisches Gas grün ist, hängt somit stark davon 
ab, wieviel grüner Strom vorhanden ist. Auch Biogas ist 
nicht klimaneutral, wenn dafür extra Energiepflanzen an-
gebaut werden, die die Biodiversität schädigen. Wenn Me-
than nicht aus fossilen sondern aus synthetischen Quellen 
verwendet würde, ist es trotzdem noch um ein Vielfaches 
stärker erwärmend als CO2, wenn es z.B. durch Lecks in 
die Atmosphäre gelangt. 

Aktiver Widerstand gegen den 
Bau des LNG-Terminals

In Basel und Umgebung sowie in der ganzen Schweiz 
formiert sich bereits Widerstand gegen das klimaschädli-
che Vorhaben. Den Anfang machte am 25.3. eine vom Kli-
mastreik Basel organisierte Kundgebung vor dem Haupt-
sitz des GVM in Arlesheim (Baselland). Der Plan ist, breit 
abgestützt gegen das Vorhaben vorzugehen und auch die 
Bevölkerung vor Ort mit direkten Gesprächen einzubezie-
hen.

An der Kundgebung mit über 100 Teilnehmer:innen 
überreichte der Klimastreik Basel einem Vertreter der Ge-

schäftsleitung des GVM einen offenen Brief. Darin wird 
der GVM aufgefordert, auf den Bau eines Flüssiggas-Termi-
nals, Gasspeichers und Gaskraftwerks zu verzichten. Bis in 
acht Wochen soll dies versprochen werden, ansonsten wer-
den weitere Schritte ergriffen. Der Ausstieg aus den fossi-
len Energien ist keine Option, er ist ein dringendes Muss.

Nachhaltige Wege aus der 
Energieknappheit sind möglich!

Eine offensichtliche und unterdessen auch allgemein 
anerkannte Massnahme ist die Umstellung auf erneuer-
bare Energiequellen. Eine in der Allgemeinheit fast nie 
diskutierte, aber nicht minder wichtige Massnahme ist 
die drastische Reduktion des heutigen Energieverbrauchs. 
Ein grosser Teil dieser Energie wird sowieso für die kapi-
talistische Überproduktion verschwendet und bringt der 
Gesellschaft keinen Mehrwert. Wir müssen mit der kapita-
listischen Wachstumslogik brechen und die Industrie (Öl/
Gas/Kohle, Rüstung, Auto, Finanzen) muss entlang gesell-
schaftlicher Bedürfnisse radikal um- und zurückgebaut 
werden. Dies kann auch gleich genutzt werden, um die Ar-
beitszeit zu verkürzen, damit die Menschen mehr Lebens-
qualität erfahren und mehr Zeit haben, um sich kreativ 
und frei von Zwang in die Gesellschaft einzubringen. Um 
Heizenergie zu sparen, müssen Wohnungen ökologisch 
sinnvoll und ohne Mieterhöhungen saniert werden. Die 
öffentliche Infrastruktur, wie zum Beispiel der öffentliche 
Verkehr, muss ausgebaut und demokratisiert werden. 

Massnahmen gegen die Energieknappheit und die Kli-
makrise müssen also nicht zwingend aus Entbehrungen 
und Mühsal bestehen, sondern können gleichzeitig die Le-
bensqualität erhöhen!

Profit trumpft alles
Der GVM folgt der kapitalistischen Logik. Mit fossiler 

Energie lassen sich noch immer höhere Profite einfahren, 
weswegen sich die Energieindustrie auf jeden Vorwand 
stürzt, um umweltschädliche und profitable Techniken 
weiterzuverwenden und den Ausstieg weiter aufzuschie-
ben. Weil sich die Investitionen schliesslich rentieren müs-
sen, muss die neue Infrastruktur danach auch möglichst 
lange und intensiv genutzt werden, sodass der Wechsel zu 
erneuerbaren Alternativen weiter ausgebremst wird. 

Den Profit der Vermögenden hintenanzustellen, um da-
für in der Zukunft einen lebenswerten Planeten zu haben, 
leuchtet dem gesunden Menschenverstand sofort ein. Ka-
pitalistische Interessen hingegen sind notorisch kurzsich-
tig: Der Fast-Food-Profit vor der Nase trumpft jeglichen 
Klima-Infarkt in der Zukunft.

Fossil statt erneuerbar

22  |  antikap Nr. 18  |  Frühling 2023



Inflation: Die grosse Umverteilung

Der Kollaps der 
Credit Suisse 
Am Sonntag, 19. März 2023 wurde die seit Langem kriselnde Schweizer 
Grossbank Credit Suisse von der Konkurrentin UBS übernommen. Nach-
dem bereits anfangs März die ersten drei US-amerikanischen Banken 
Bankrott gegangen sind, fürchteten die Regierungen und Finanzplätze in 
den USA, Grossbritannien und Frankreich eine Ausweitung der sich an-
bahnenden Finanzkrise. Aufgrund des internationalen Drucks sprang der 
Schweizer Staat in die Bresche, verpflichtete die UBS zur Übernahme der 
CS und sprach über Nacht 259 Milliarden Franken für den neuen Finanz-
koloss. Nach der UBS-Rettung 2008 zahlt die Bevölkerung innerhalb von 
15 Jahren nun das zweite Mal für das Versagen der Banken und sichert 
mit ihren Steuergeldern die Bonis und Dividenden der Verantwortlichen.
von Philipp Gebhardt (BFS Zürich)

FINANZKRISE
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Sozialisierung der Verluste
Kein Bild konnte in den letzten Jahren die Verknüpfun-

gen zwischen dem Schweizer (Finanz-)Kapital und dem bür-
gerlichen Staat besser veranschaulichen, als die Fotos von 
der Pressekonferenz am Sonntagabend, 19. März: In leicht 
gedämpfter, aber überzeugter Gemeinsamkeit gaben der 
Schweizer Bundesrat, die Spitzen von Nationalbank und Fi-
nanzmarktaufsicht (Finma) sowie die beiden Bankpräsiden-
ten Axel Lehmann (CS) und Colm Kelleher (UBS) bekannt, 
dass die Credit Suisse für läppische drei Milliarden Franken 
geschluckt wird. Möglich wurde die Übernahme allerdings 
nur, weil der Bund der UBS Garantien in der Höhe von 259 
Milliarden Franken ausstellte. Mit neun Milliarden beteiligt 
sich die öffentliche Hand an den Verlusten der CS und 250 
Milliarden werden den beiden Banken als Kredite zur Verfü-
gung gestellt, für die der Bund und die Nationalbank bürgt. 
Das heisst, es werden allfällige Kreditausfälle übernommen, 
welche insbesondere dann wahrscheinlich werden, wenn 
sich die begonnene Finanzkrise weiter ausweitet. Neuer CEO 
der Monster-UBS wird erneut der Tessiner Sergio Ermotti, 
der unter anderem dafür bekannt ist, dass er sich in den 
letzten Jahren vehement gegen staatliche Regulierungen des 
Bankensektors zur Wehr gesetzt hat…

Die Konsequenzen für die private Abzockerei zahlen ein-
mal mehr die Lohnabhängigen mit ihren Steuergeldern. Zu-
dem wird es in den nächsten Monaten zur Entlassung von 
über 10’000 Bankangestellten kommen, darunter wohl auch 
Dutzende Lernende der CS, die nicht von der UBS übernom-
men werden.

Der Verwaltungsrat und die Manager:innen der CS ha-
ben wiederum nichts zu befürchten, obwohl sie einen glo-
bal agierenden Finanzkonzern an die Wand gefahren und 
in den letzten zehn Jahren 3,2 Milliarden Franken Verluste 
geschrieben haben. In derselben Zeitspanne hat die CS 32 
Milliarden an Boni ausbezahlt. Pro Franken Verlust gabs 10 
Franken Boni. Einen Tag nach der Übernahme hat die Spitze 
der CS angekündigt, auch die noch ausstehenden Boni aus-
zuzahlen. Das versteht man wohl unter «unternehmerischer 
Verantwortung».

Wenn nun sogar die FDP die Rückzahlung der Boni for-
dert, hat das mehr mit den Parlamentswahlen im Herbst als 
mit ehrlicher Absicht zu tun. Sobald sich der erste Aufschrei 
wieder gelegt hat, werden die Bürgerlichen ihre Klientel wie 
gewohnt vor Eingriffen des Staates schützen.

Bürgerlicher Rechtsstaat als Farce
Es ist bemerkenswert, wie wenig Rücksicht die Schweizer 

Behörden auf ihren eigenen Rechtsstaat nehmen, wenn ihre 
Freund:innen aus der Privatwirtschaft in Bedrängnis gera-
ten. Wie schon bei der Rettung der UBS 2008 hat der Bundes-

rat per Notrecht über Parlament und Bevölkerung hinweg die 
Rettung der CS beschlossen. Die Wettbewerbskommission, 
die in der liberalen Logik solche Fusionen kontrollieren und 
Monopolbildungen bekämpfen sollte, wurde auf einen Beob-
achterstatus degradiert. Und das Aktionärsrecht wurde kur-
zerhand ausgehebelt, um ein Veto der Bankaktionär:innen 
zu verhindern.

Gerechtfertigt wurde das undemokratische Manöver von 
den Protagonist:innen und den bürgerlichen Politiker:innen 
mit der Finanzmarktstabilität, die durch einen unkontrollier-
ten Kollaps der CS gefährdet würde. Die Schweizer Behörden 
hätten gar keine andere Möglichkeit gehabt, als die CS mit 
öffentlichen Geldern zu retten, weil man sonst ein globales 
Erdbeben an den Finanzmärkten riskiert hätte. 

Die kapitalistischen Sachzwänge einer weltweiten Fi-
nanzkrise – und nicht etwa unbestimmte Elitenkreise, wie 
es Verschwörungserzählungen nahelegen wollen – nehmen 
die Bevölkerung wie schon bei der Rettung der UBS 2008 
in Geiselhaft. Finanzmarktstabilität ist auch nur ein anderes 
Wort für die Garantie der Konzernprofite und die Bereiche-
rung der Reichen.

Credit Suisse als Aushängeschild 
des Schweizer Kapitalismus 

Die CS war seit ihrer Gründung 1856 integraler Be-
standteil und Ausdruck der Entwicklung des helvetischen 
Kapitalismus und von Beginn weg in spekulative Geschäfte 
verwickelt. Der Zürcher Wirtschaftsmagnat Alfred Escher 
gründete die CS zur Finanzierung seiner Eisenbahnprojek-
te, die riesige Kapitalmengen benötigten und deshalb sehr 
risikobehaftet waren. Viele Bahnunternehmen erlitten in der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts enorme Verluste und 
gingen Bankrott, was 1902 schliesslich zur Verstaatlichung 
des Bahnsektors und zur Gründung der Schweizer Bundes-
bahnen (SBB) führte. Auch die CS musste aufgrund von Kre-
ditausfällen und Fehlspekulationen schon in den 1860er Jah-
ren das erste Mal grundlegend reorganisiert werden. 

Wie die Schweizer Industrie im Allgemeinen war auch 
die CS schon früh international ausgerichtet. 1870 gründete 
sie ihre erste Auslandsvertretung in New York, 1910 kamen 
Paris und 1954 London hinzu. In der Zwischenkriegszeit er-
öffnete sie wie viele andere Schweizer Grossunternehmen 
ihre erste Tochtergesellschaft in den USA (1939). Während 
dem Wirtschaftsaufschwung in der Nachkriegszeit finanzier-
te sie die imperialistische Expansion des Schweizer Kapitals. 
Und mit der Übernahme der US-Bank First Boston in den 
1980er Jahren stieg die CS als erste Schweizer Bank im gros-
sen Stil in das spekulative Investmentbanking ein. 

Dass die CS von der Finanz- und Wirtschaftskrise 
2007/08 nicht so hart getroffen wurde, lag vor allem daran, 
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dass sie im Gegensatz zur UBS weniger stark in US-amerika-
nische Hypothekenkredite mit geringer Bonität (Subprime) 
investiert hatte. Die Zahlungsausfälle auf dem Hypothekar-
markt in den USA lösten schliesslich die Grosse Rezession 
aus. Während sich die UBS nach ihrer Rettung auf die Ver-
mögensverwaltung konzentrierte, führte die relative Ver-
schonung der CS dazu, dass sie ihre Geschäftspraktiken im 
Investmentbanking nicht ändern musste. 

Untergang mit Ansage
Der definitive Untergang der CS war schliesslich die Fol-

ge einer langen Kette von Skandalen, Korruption und selbst-
verschuldetem Verspekulieren in den letzten Jahren.
•	 In der Spygate-Affäre 2019 wurde bekannt, dass der da-

malige CS-CEO Tidjane Thiam den Chef der Vermögens-
verwaltung Iqbal Khan bespitzeln liess aus Angst, dieser 
nehme vertrauliche Informationen mit zu seinem neuen 
Arbeitgeber (der UBS).

•	 2021 und 2022 verspekulierte sich die CS und machte bei 
der Pleite der US-Hedgefonds Archegos (2021) und der Fi-
nanzfirma Greensill (2022) Milliardenverluste.

•	 In den «Suisse Leaks» enthüllten Journalist:innen 2022, 
wie die CS bis heute Diktatoren und Verbrecher:innen als 
Kund:innen hofiert und ihnen beim Verstecken und Wa-
schen ihrer Gelder hilft.

•	 Schliesslich führten die kriminellen Praktiken der CS 
dazu, dass sie in mehreren Fällen gerichtlich verurteilt 
und zu Bussen und Schadensersatzzahlungen in Milliar-
denhöhe verpflichtet wurde, weil sie ihre Sorgfaltspflicht 
vernachlässigt und dadurch Geldwäscherei und Steuer-
hinterziehungen ermöglicht hatte.
Dies alles führte dazu, dass die Kund:innen ihre Gelder 

von der CS abgezogen haben, die Bank trotz vorhandenem 
Eigenkapital Liquiditätsprobleme bekam und schliesslich Ge-
fahr lief, ihren laufenden Verpflichtungen nicht mehr nach-
kommen zu können. Und trotz all dieser Skandale besitzen 
sowohl der CS-Präsident Lehmann als auch die Schweizer 
Behörden die Frechheit, an der Pressekonferenz am 19. März 
zu behaupten, dass vor allem «Gerüchte auf sozialen Medi-
en» Schuld am Kollaps der CS gewesen seien.

Konzentration des Kapitals
Nicht nur die Sozialisierung der Verluste ist typisch da-

für, wie im Kapitalismus mit wirtschaftlichen Krisensitu-
ationen umgegangen wird. Jede Krise führt auch zu einer 
weiteren Konzentration und Zentralisation des Kapitals. Die 
sterbenden Wirtschaftszweige und Unternehmen werden eli-
miniert, gleichzeitig aber werden neue Investitionen mittels 
direkter oder indirekter staatlicher Hilfsgelder durchgeführt. 
Firmen werden aufgekauft und ihre Marktanteile einverleibt. 

Dadurch können die «Herrscher des Marktes» (hier: die UBS) 
noch mehr Reichtum und Macht in ihren Händen konzent-
rieren. Ständig versuchen sie, ihre Produktivität (Erhöhung 
der Güterproduktion oder Dienstleistung innerhalb einer ge-
gebenen Zeit) sowie ihre Rentabilität (Profitrate) zu steigern. 

Durch die Übernahme der CS entsteht nun ein Finanz-
koloss, der erst recht «too big to fail» sein wird. Daran än-
dern auch die Beteuerungen der Schweizer Behörden nichts, 
dass die erweiterte UBS ihr Eigenkapital nochmals erhöhen 
müsse und die staatlichen Regulierungen des Finanzmarktes 
nochmals verschärft werden sollten. Dass diese Regulierun-
gen bei Grossbanken Papiertiger bleiben, zeigt ja genau der 
Kollaps der CS, der laut den seit der Finanz- und Wirtschafts-
krise 2007/08 aufgestellten Anforderungen an Banken ei-
gentlich gar nicht mehr hätte passieren sollen.

Vergesellschaftung des Finanzsektors
Der Bundesrat hat gezeigt, dass es einer Regierung 

grundsätzlich möglich ist, rasch zu handeln und Milliarden 
locker zu machen, wenn’s brennt und sich beispielsweise der 
Untergang einer der grössten Klimasünder des Landes, der 
CS, abzeichnet. Der Klimastreik Schweiz fragte in den sozia-
len Medien deshalb zu Recht, ob denn unsere Lebensgrund-
lagen nicht auch «too big to fail» seien? Gleichzeitig zeigt 
das Verhalten des Schweizer Staates, dass dieser eben nicht 
ein neutrales Gebilde ist, welches man mal für eine Banken-
rettung, mal für die Rettung des Klimas einsetzen kann. Bür-
gerliche Staaten inkl. Parlament und Regierung sind im 19. 
und 20. Jahrhundert entstanden, um den privaten Unterneh-
men möglichst profitable Wettbewerbsbedingungen zu er-
möglichen, und nicht um den Lohnabhängigen ein möglichst 
sorgen- und arbeitsfreies Leben in Einklang mit der Umwelt 
zu bescheren. Das ist bis heute nicht anders.

Deshalb ist es der völlig falsche Ansatz, wenn linke Par-
teien nun dazu aufrufen, es den Bürgerlichen in den Natio-
nalratswahlen – also innerhalb des bürgerlichen Parlaments 
– im Herbst heimzuzahlen. Was wir benötigen ist der Auf-
bau einer gesellschaftlichen Gegenmacht: Wir brauchen 
eine breite soziale Bewegung, die mit den Spielregeln der 
Herrschenden bricht und das Privateigentum der Konzerne 
strategisch ins Visier nimmt. Die UBS und CS investier(t)en 
Milliarden in fossile, klimaschädliche Unternehmen und Pro-
jekte. Dadurch verursach(t)en die zwei Grossbanken einen 
doppelt so grossen CO2-Ausstoss wie die restliche Schweiz. 
Den Banken muss also die Entscheidungsgewalt über die In-
vestitionen entzogen werden. Der Bankensektor gehört ent-
eignet und in den Dienst der Gesellschaft und des sozial-öko-
logischen Umbaus der Wirtschaft gestellt.
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FRANKREICH

Klassenkampf gegen 
die Rentenreform in 
Frankreich
Im Januar 2023 verkündete der französische Präsident Emmanu-
el Macron einen Neuversuch seiner Rentenreform. Ein zentrales 
Wahlversprechen seiner ersten Amtsperiode 2017-2022 war die 
«Reform» der staatlichen Rentenvorsorge. Nach der Ankündigung 
Ende 2019 kam es zu grossen sozialen Mobilisierungen und Streiks 
in verschiedenen Sektoren (Verkehr, Raffinerien, Bildung und wei-
teren). Die Reform wurde nach Eintreten der Corona-Pandemie im 
März 2020 zurückgezogen. Damals war allerdings unklar, ob es 
den Protesten ohne die speziellen Umstände gelungen wäre, die 
Reform zu verhindern. Es fehlte an der Fähigkeit, eine breite Streik-
bewegung aufzubauen. Die aktuelle Protestbewegung steht vor 
ähnlichen Herausforderungen.
von Cedric Stucki (BFS Zürich)

« Mit der Durchsetzung kann Ma-
cron den Kapitalist:innen zeigen, 
dass er auch ohne parlamentarische 
Mehrheit in der Lage ist, Reformen 
gegen das Interesse der lohnabhän-
gigen Bevölkerung durchzusetzen.
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Inhalte der Reform
Das Kernstück der gegenwärtigen Rentenreform ist 

die Erhöhung des frühestmöglichen Eintrittalters für eine 
Vollrente von 62 auf 64 Jahre. Um jedoch die Vollrente 
beziehen zu können, werden seit der letzten Reform von 
2014 43 Beitragsjahre benötigt. Aufgrund der Prekarisie-
rung der Arbeitsverhältnisse und der Flexibilisierung der 
Lebensläufe bedeutet dies, dass für viele Lohnabhängige 
(vor allem jüngere und Frauen) das Rentenalter näher bei 
den 67 Jahren liegt, ab welchem unabhängig von den Bei-
tragsjahren die volle Rente bezogen werden kann. Dazu 
sollen verschiedene berufsspezifische Rentensysteme 
(u.a. bei den Bahn-, Gas- und Elektrizitätsarbeiter:innen) 
abgeschafft werden.

Voraussetzungen und Mobilisierung
Seit dem ersten Versuch der Rentenreform 2019 hat 

sich die soziale Lage der meisten Lohnabhängigen in 
Frankreich verschlechtert. Die Pandemie, die damit ver-
bundene Krise im Gesundheitswesen und die gestiegenen 
Energie- und Lebensmittelpreise veränderten die Grund-
lage der heutigen Proteste. Bereits bei den ersten Mobili-
sierungen im Januar war die Beteiligung an den Streiks 
und Demonstrationen wesentlich grösser als vor vier Jah-
ren. Am 19. und 31. Januar nahmen jeweils über zwei Mil-
lionen Menschen an den Demonstrationen teil. Dies sind 
Dimensionen, die zuletzt 1995 erreicht wurden. Die hohe 
Beteiligung an den Demonstrationstagen konnte auch im 
Februar und März fortgesetzt werden. 

Trotz der zahlenmässig starken Mobilisierung of-
fenbaren sich auch Schwächen der linken und gewerk-
schaftlichen Bewegung. Es wird bisher nur in einzelnen 
Bereichen aktiv gestreikt und fast ausschliesslich im öf-
fentlichen Sektor.  Und auch dort, wo gestreikt wird, fehlt 
es im Gegensatz zu erfolgreichen Mobilisierungen in der 
Vergangenheit an einer Basisaktivität, anhand der länger 

anhaltende Streiks organisiert werden könnten. Ohne 
die Selbstorganisierung an den Arbeitsplätzen bleibt der 
Kampf gegen die Rentenreform abhängig von den Ge-
werkschaftsführungen. Im privaten Sektor fehlen die ge-
werkschaftliche Mobilisierung und Verankerung teilweise 
komplett. Entweder waren sie nie vorhanden, oder sie 
wurden durch anti-gewerkschaftliche Massnahmen und 
Arbeitsrechtsreformen reduziert.

Bisher ist der Funken von den wenigen erfolgreich be-
streikten Sektoren (Bahn, Raffinerien, Energiesektor u.a.) 
nicht auf andere übergesprungen. Ansätze sind jedoch 
vorhanden. So streiken die Arbeiter:innen im öffentlichen 
Entsorgungswesen seit Anfang März. Sie streiken nicht 
nur an einzelnen Tagen, sondern über mehrere Wochen. 
Ende März schlossen sich weitere Entsorgungsbetriebe 
an. Zudem sind einige Müllverwertungsanlagen blockiert. 
Dies zeigt, dass sich die Streiks partiell ausweiten lassen. 

Macron mit dem Rücken zur Wand
Dass die bisherigen Mobilisierungen die Regierung 

Macron bislang nicht von ihren Plänen abbringen konn-
ten, liegt jedoch nicht nur an den Schwächen der Bewe-
gung. Die Rentenreform ist ein weiterer und wichtiger 
Pfeiler einer Reihe von (meist erfolgreich durchgesetzten) 
neoliberalen Gegenreformen in den letzten 30 Jahren, 
welche die erkämpften sozialen Errungenschaften der 
zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts rückbauen wollen. 
Macron geniesst dabei weiterhin die volle Unterstützung 
des französischen Finanzkapitals, des Unternehmer:in-
nenverbandes Medef und der Polizei.

Die Reform ist zentral für Macrons Regierungsprojekt. 
Mit ihrer Durchsetzung kann er den Kapitalist:innen zei-
gen, dass er auch ohne parlamentarische Mehrheit in der 
Lage ist, Reformen gegen das Interesse der lohnabhängi-
gen Bevölkerung durchzusetzen. Neben der Rentenreform 
sind weitere Reformen geplant, unter anderem ein rassis-

Protest am 16. März nach der Ankündigung der Anwendung von 49.3
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Demonstration vom 7. März 2023.

len Attacken der Staatsgewalt in Sainte-Soline, wo die 
lokale Bevölkerung gegen die Konzentration der Was-
serversorgung protestiert (siehe Box), offenbaren, dass 
der Regierung alle Mittel recht sind, um ihre Macht und 
ihre Reform durchzusetzen. Im Moment scheint die Re-
pression ihr Ziel allerdings zu verfehlen. Trotz all den 
Verletzten und unzähligen Verhaftungen wirkt die Ein-
schüchterungstaktik (noch) nicht umfassend. Sie stärkt 
die Wut der Protestierenden und trägt so zur Auswei-
tung der Mobilisierung bei.

Der Ausgang des Kampfes um die Rentenreform 
wird ein Wegweiser für die politische Entwicklung in 
Frankreich sein. Neben den linken und gewerkschaft-
lichen Kräften positioniert sich auch die extreme Rech-
te um Marine Le Pen und ihre Partei Rassemblement 
National (RN) gegen die Rentenreform. Von einem 
wesentlichen Teil der Bevölkerung wird sie sogar als 
Hauptgegnerin der Reform wahrgenommen. Sie spricht 
sich allerdings gegen die Streiks aus und der RN ist an 
den gewerkschaftlichen Mobilisierungen unerwünscht. 
In Anbetracht dessen, dass Le Pen im zweiten Wahl-
gang der letztjährigen Präsidentschaftswahlen 41,5% 
der Wähler:innenstimmen erreichte, ist ein weiterer 
Zuwachs bei den nächsten Wahlen und damit eine Prä-
sidentschaft Le Pens nicht undenkbar. Paradoxerweise 
profitiert Le Pen aller Voraussicht nach von der Reform, 
unabhängig davon, ob sie  durchgesetzt wird oder nicht. 

Ein Erfolg der sozialen Bewegung hingegen würde 
die Linke im Kampf gegen die extreme Rechte stärken. 
Wenn es der Bewegung gelingt, die Gegenreform zu 
verhindern, wanken auch andere geplante Reformen 
und es könnte sich ein Spielraum für soziale Fortschrit-
te eröffnen. Die entscheidende Voraussetzung für einen 
Erfolg ist allerdings, dass es gelingt, die Empörung und 
die Protestbereitschaft in eine schlagkräftige, von der 
Basis getragenen und sektorübergreifende Streikbewe-
gung zu entwickeln.

tisches Asyl- und Einwanderungsgesetz des – aufgrund der 
massiven Polizeigewalt verhassten – Innenministers Gérald 
Darmanin und neue Angriffe auf die Arbeitsrechte.

Repression und die Gefahr der extremen Rechten
Spätestens seit dem Einsatz der politischen Brechstan-

ge – dem Verfassungsartikel 49.3, der es dem Präsiden-
ten erlaubt, ein Gesetz ohne Abstimmung im Parlament 
durchzusetzen – weitet sich auch die Repression gegen die 
Protestbewegung aus. Die Polizei und ihre verschiedenen 
Spezialschlägertruppen greifen seit Mitte März jede Mobi-
lisierung mit massiver Gewalt an und versuchen damit, die 
Bevölkerung vom Protestieren abzuhalten. Macron weiss, 
dass ein Scheitern der Reform sein politisches Ende be-
deutet. Die zahlreichen Angriffe auf die Proteste gegen die 
Rentenreform und die paramilitärisch anmutenden, bruta-

Ökologische Proteste 
in Sainte-Soline

Im westfranzösischen Sainte-Soline ist ein riesiges 
Wasserspeicherbecken geplant. Das Ziel solcher Becken 
ist es, die Wasserversorgung der landwirtschaftlichen 
Grossbetriebe zu sichern. Diese Methode ist jedoch nicht 
nur ineffektiv und hat verheerenden Auswirkungen auf 
die Umwelt, sondern stellt eine Form der Privatisierung 
des allgemeinen Wasserrechts zulasten der Anwoh-
ner:innen und kleineren Landwirtschaftsbetriebe dar, die 
dadurch verstärkt unter den sich ankündigenden Dürren 
leiden würden. Am 25. März fand auf dem Gelände da-
her eine Grossdemonstration mit 30’000 Teilnehmenden 
statt. Die Polizei griff die Mobilisierung mit massiver Ge-
walt an und führte den Demonstrierenden zahlreiche 
schwere Verletzungen zu. Mitte April schwebt eine Per-
son immer noch in Lebensgefahr.
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Antonio Gramsci war einer der einflussreichsten marxistischen Theoreti-
ker. Seine faszinierende Lebensgeschichte umfasst unter anderem, dass 
er einen Grossteil seiner theoretischen Arbeit, die berühmten Gefäng-
nishefte, aus der faschistischen Gefangenschaft geschrieben hat. Noch 
heute besitzen seine Konzepte Aktualität, gerade für unser Anliegen, eine 
Bewegung für den Sozialismus hervorzubringen.
von Danilo Meunier (BFS Basel)

Gramsci’s Konzept des Alltagsverstands 
und seine Rolle für die Etablierung einer 
Bewegung für den Sozialismus

Vom Alltagsverstand 
zum Widerstand

MARXISMUS
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Antonio Gramsci wurde am 22. Januar 1891 auf Sar-
dinien als Sohn einer armen Familie geboren. Die Frei-
lassung seines Vaters, dessen politisch motivierte In-
haftierung während mehr als fünf Jahren die Familie in 
bittere Armut schlittern liess, ermöglichte ihm den Be-
such des Gymnasiums und schliesslich die Beantragung 
von Stipendien für ein Universitätsstudium. Dieses trat 
er schliesslich im Jahre 1911 in Turin an und schrieb sich 
bei der philosophischen Fakultät ein. Turin war damals 
eines der globalen Zentren der erstarkten Arbeiter:in-
nen-Bewegung – und so dauerte es auch nicht lange, bis 
Gramsci Mitglied der sozialistischen Partei wurde. 

Da die Stipendien, die Gramsci erhielt, bei weitem 
nicht ausreichten, um in Turin zu überleben, plagten 
Gramsci gesundheitliche Probleme, die ihn schliesslich 
auch dazu zwangen, sein Studium der Philosophie nach 
nur drei Jahren aufzugeben. Er heuerte daraufhin als Re-
daktor bei der sozialistischen Wochenzeitung Il Grido del 
Popolo an, für die er bereits während seines Studiums 
geschrieben hatte. In der Folge der Oktoberrevolution 
1917 gründete Gramsci zusammen mit drei Genossen 
eine neue Zeitung, L’ordine nuovo, und nahm mit ihr eine 

aktive Rolle in der Organisation der Fabrikbesetzungen 
in Turin ein, in deren Verlauf 120’000 Arbeiter:innen die 
Kontrolle über die Industrie Turins übernahmen. Als ihr 
politischer Sprecher war Gramsci an vorderster Front, als 
die Turiner Rätebewegung in den Streik trat und 200’000 
Arbeiter:innen die Arbeit niederlegten. Aufgrund von 
Meinungsverschiedenheiten mit der Sozialistischen Par-
tei wurde daraus kein Generalstreik

Vom Streik zur Revolution?
Die Differenzen in der Arbeiter:innen-Bewegung ver-

schärften sich unterdessen dermassen, dass es zu einer 
Abspaltung des radikalen Flügels der sozialistischen 
Partei kam und zur Gründung der Kommunistischen 
Partei, in deren Zentralkomitee Gramsci schliesslich Ein-
sitz nahm. Im Vorfeld der Aufspaltung im Frühjahr 1921 
formulierte Gramsci das sogenannte Neun-Punkte-Pro-
gramm, in dem er den schnellen Übergang vom Streik 
zur Revolution forderte. Darin machte er als eine der 
grössten Herausforderungen für die Revolution die Ver-
besserung der Koordination zwischen den Arbeiter:innen 
und den Bäuer:innen aus.

Vom Alltagsverstand zum Widerstand

Angehörige der Arbeiter:innen-Bewegung während dem biennio rosso (ital.: Die zwei roten 
Jahre) 1919-1920 in Turin. Das biennio rosso bildete die intensivste Zeit der Rätebewegung 
in Turin, deren kommunistische Agitation sich in ganz Norditalien ausbreitete und bei-
nahe zu einer Revolution geführt hätte. Die Bewegung wurde jedoch gewaltsam von den 
faschistischen Squadristi-Milizen bekämpft und unterlag ihnen schliesslich.
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Tatsächlich war Italien bereits damals ein Land, das 
mit sehr unterschiedlichen Geschwindigkeiten die kapi-
talistische Modernisierung durchlief und als Folge dar-
aus extreme regionale Ungleichheiten entwickelte. Der 
Norden, der sich früh industrialisierte und schnell ein 
vollausgebildetes, schlagkräftiges Proletariat entwickel-
te, stand einem strukturschwachen, korrupten und ag-
rarisch geprägten Süden gegenüber. Noch heute sind die 
Regionen des sogenannten Mezzogiorno1 von Struktur-
schwäche und Kriminalität geprägt, was sich beispiels-
weise in der sich hartnäckig haltenden Mafia widerspie-
gelt.

Gramsci war durch seine eigene Herkunft aus dem 
Mezzogiorno bestens mit der harschen Realität des Le-
bens in der kapitalistischen Peripherie vertraut. Er er-
kannte früh, dass die gelebten Realitäten in der Industrie-
metropole Turin und der ländlichen Gegend in Sardinien 
nicht unterschiedlicher sein könnten – obwohl sie Teil 
desselben bürgerlichen Staates waren. Wenn eine revo-
lutionäre Bewegung für den Sozialismus Erfolg haben 
möchte, argumentierte Gramsci, muss sie es gleichermas-
sen schaffen, an die gelebte Realität des städtischen Pro-
letariats anzuknüpfen, wie auch an jene der agrarischen 
Landbevölkerung. Diese litten gleichermassen unter dem 
Auf und Ab der Agrarmärkte, wie die Arbeiter:innen an 
der unmittelbaren Ausbeutung in der Fabrik zugrunde 
gingen.

Gramsci wurde im Verlauf der Zwanzigerjahre zum 
Vorsitzenden der kommunistischen Partei gewählt. Der 
Faschist Benito Mussolini, ein früherer Genosse und 
späterer Feind Gramscis, übernahm nach einem geschei-
terten Attentat auf ihn Ende 1926 jedoch endgültig die 
Macht im italienischen Staat und tilgte die letzten Reste 
der Demokratie und der parlamentarischen Immunität, 
die auch Gramsci als gewählter Vertreter genoss. In der 
Folge dessen wurde Gramsci in Rom festgenommen und 
schliesslich nach Mailand gebracht. Er wurde aufgrund 
seines politischen Engagements zu zwanzig Jahren Haft 
verurteilt. Der Staatsanwalt schloss seine Anklage mit 
den Worten ab: «Wir müssen für zwanzig Jahre verhin-
dern, dass dieses Hirn funktioniert.»2

Dies erreichten die Faschisten jedoch nicht. Gram-
sci wurde zwar bis kurz vor seinem Tod 1937 in Bari 

1	 Der Mezzogiorno bezeichnet die italieni-
schen Regionen südlich der Abruzzen sowie 
die beiden Inseln Sizilien und Sardinien

2	 Die Festnahme geschah indes nicht aus heiterem Him-
mel, sondern fügte sich in die generelle Entwicklung 
des politischen Klimas in Italien ein, das von Gewalt und 
Einschüchterung geprägt war. Seit dem Ende des ersten 
Weltkriegs terrorisierten faschistische Banden, die durch 
Agrarkapitalist:innen finanziert wurden, die Arbeiter:in-
nenbewegung, die Linken sowie die Gewerkschaften.

unter widrigsten Bedingungen gefangen gehalten. Dies 
hielt ihn jedoch nicht davon ab, eine der ausgereiftesten 
marxistischen Analysen kapitalistischer Herrschaft aus-
zuarbeiten, die er – mittels kryptischer Briefe aus dem 
Gefängnis heraus – tröpfchenweise an die Aussenwelt ge-
langen liess. Die Gefängnishefte – sein Hauptwerk – sam-
meln diese Analysen.

Hegemonie und Alltagsverstand
Ein wichtiges Motiv der Gefängnishefte bildet die 

Analyse der sogenannten Hegemonie. Gramsci zufolge ist 
die Kapitalist:innenklasse nicht nur darauf angewiesen, 
die Produktionsmittel zu besitzen und durch den bürger-
lichen Staat dieses Besitztum mithilfe der Polizei und Ar-
mee zu beschützen. Sie sei zugleich darauf angewiesen, 
die (zumindest) implizite Unterstützung ihrer Herrschaft 
durch die Bevölkerung sicherzustellen. Das heisst, dass 
eine Ideologie dafür sorgt, dass die Menschen, die unter 
der kapitalistischen Herrschaft leben müssen, diese – 
wenn sie sie schon nicht gutheissen – zumindest als un-
überwindbar erachten. Diese Ideologie der herrschenden 
Klasse bezeichnet Gramsci als Hegemonie. Sie besteht 
aus philosophischen Elementen, die die herrschende 
Klasse unablässig propagiert und die über die Zeit zur 
«herrschenden Meinung» werden. 

Diese hegemoniale Meinung setzt sich jedoch nicht 
einfach ungebrochen bei den Beherrschten durch. Denn 
ein Teil dieser Propaganda ist relativ einfach zu durch-
schauen. Wenn Economiesuisse beispielsweise wieder 
einmal zu den Unkenrufen über die Altersvorsorge an-
stimmt, dass die Schweiz zugrunde gehe, wenn wir uns 
nicht bis 70 abkrüppeln, dann ist das ein durchsichtiges 
Manöver. Dennoch gibt es auch ideologische, religiöse, 
philosophische und volkstümliche Elemente, die sich in 
der gelebten Kultur3 von Communities ablagern. Gramsci 

3	 Die vergangenen Jahrzehnte waren von einer Hochkonjunktur 
der Gramsci-Rezeption in den Sozial- und Geisteswissen-
schaften geprägt. Das nach der Blütezeit des akademischen 
Marxismus in den 1960er Jahren neu erwachte Interesse 
an Kultur und an alternativen Gesellschaftsbeschreibun-
gen hat zu einer Vielzahl von Gramsci-Lektüren geführt, 
die ihn als den Kulturtheoretiker des Marxismus darstel-
len. Wenngleich dies nicht ganz verkehrt ist, schliesst sich 
dieser Artikel der Lesart von Kate Crehan in ihrem Buch 
Gramsci’s Common Sense: Inequality and its Narratives an, 
die Gramscis Kulturbegriff materialistisch interpretiert: «[C]
ulture, understood in its anthropological sense of ways of 
life, is […] one of the major ways the inequalities of class 
are lived on a day-to-day basis (Crehan 2016: X).» Das Ver-
ständnis von Kultur als die Art und Weise, wie kapitalisti-
sche Herrschaft erlebt und ertragen wird und sich diese zu 
einem Alltagsverstand sedimentiert, hilft uns, die Kate-
gorie der Kultur nicht idealistisch überzuinterpretieren.
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nennt die Gesamtheit dieser kulturellen Überlieferungen 
den Senso Commune. Auf Deutsch wird der Senso Commune 
meist als Alltagsverstand übersetzt, wenngleich Gramsci zu-
nächst keine Wertung mit dem Begriff verbindet.

Die Widersprüchlichkeit des Senso Commune 
und seine strategische Funktion

Über die Zeit lagern sich die Hegemonien vergange-
ner Herrschaftsformen im Alltagsverstand ab und wer-
den durch die Sozialisation von Individuen in spezifischen 
Communities weitergegeben. Der Alltagsverstand zeigt sich 
unter anderem in Volksweisheiten und macht als intuitive 
Struktur die Menschen für gewisse politische Haltungen 
empfänglicher als für andere. Er umfasst sowohl reaktio-
näre Bestandteile – wie etwa altbackene Vorstellungen von 
Gender-Rollen und rassistische Stereotype – als auch po-
tenziell emanzipatorische Dispositive – wie beispielsweise 
ein alltägliches Gerechtigkeitsempfinden oder christlich in-
spirierte Nächstenliebe. Die potenziell emanzipatorischen 
Bestandteile des Alltagsverstands nennt Gramsci den Buon 
Senso, sozusagen der gesunde Menschenverstand im All-
tagsverstand.

Gramsci legte nicht nur aufgrund seiner eigenen Her-
kunft solch einen starken Fokus auf die gelebte Realität der 
Menschen. Gramsci bemerkte bereits früh, dass es für die 
sozialistische Revolution – wollte sie denn erfolgreich sein 
– unentbehrlich ist, die althergebrachte Allianz zwischen 
dem agrarischen Süden und der Kapitalist:innenklasse des 
industrialisierten Nordens zu brechen und die Bäuer:in-
nen auf die Seite der arbeitenden Klasse zu ziehen. Dies 
entpuppte sich aber als schwierig, gerade weil die Realität 
in den Fabriken Turins und auf den kalabrischen Oliven-
hainen so unterschiedlich war. Der Alltagsverstand wurde 
deswegen zum Dreh- und Angelpunkt der revolutionären 
Strategie, der Gramsci in seinem Neun-Punkte-Programm 
versuchte Kontur zu verleihen.

Gramscis Erläuterungen zum Zusammenhang der herr-
schenden Ideologie mit dem Alltagsverstand ist in zweier-
lei Hinsicht aufschlussreich, nämlich sowohl hinsichtlich 
des Charakters der kapitalistischen Herrschaft, als auch 
hinsichtlich einer revolutionären Strategie, die ersteres zu 
überwinden bestrebt ist.

Alltagsverstand und Herrschaft
Gramscis Analyse der Hegemonie zeigt auf, dass kapi-

talistische Herrschaft mehr ist als der stumme Zwang zur 
Lohnarbeit und der nicht so stumme Zwang der Staatsge-
walt, sondern eben auch ein Element der Zustimmung sei-
tens der Beherrschten umfasst. Die hegemoniale Ideologie 
offeriert den Beherrschten sozial anerkannte Gründe, wes-
wegen die existierende Herrschaft gerechtfertigt oder zu-
mindest alternativlos ist. Wie Marx bereits in der Deutschen 

Vom Alltagsverstand zum Widerstand

Antonio Gramsci auf einem Stencil-Graffito in Italien.

« Dies bedeutet keines-
falls, dass eine überzeugende 
linke Strategie selbst mysti-
fizierende Volksideologien 
entwerfen muss oder sich gar 
in Wagenknechtscher Manier 
den niedersten und ressenti-
mentgeladensten Instinkten 
des Alltagsverstandes anzu-
biedern braucht.
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Vom Alltagsverstand zum Widerstand

Ideologie anmerkte, bildet dieser ideologisch produzierte 
Konsens einen integralen Bestandteil jeglicher Klassenherr-
schaft: Jede neue Klasse nämlich, die sich an die Stelle ei-
ner vor ihr herrschenden setzt, ist genötigt, schon um ihren 
Zweck durchzuführen, ihr Interesse als das gemeinschaft-
liche Interesse aller Mitglieder der Gesellschaft darzustel-
len, d.h. ideell ausgedrückt: ihren Gedanken die Form der 
Allgemeinheit zu geben, sie als die einzig vernünftigen, all-
gemein gültigen darzustellen.

Doch Gramsci ging einen Schritt weiter. Hegemonial 
werden Ideologien nicht nur, weil sie ein Produkt einer 
herrschenden Klasse sind, die sich als allgemeinwohlorien-
tiert verkaufen will. Sondern sie werden in enger Abstim-
mung mit einem existierenden Alltagsverstand hervorge-
bracht und mithilfe von Intellektuellen systematisiert. Die 
resultierende Ideologie, die sich an der gelebten Realität 
der Klassengesellschaft ausrichtet, leuchtet den Beherrsch-
ten ein, erntet ihr Einverständnis und wirkt so als Kitt für 
eine zutiefst zerrissene Gesellschaft. Die Beherrschten – so 
könnte man salopp sagen – möchten ein Stück weit be-
herrscht werden, weil es ihnen naheliegend scheint, sich der 
Herrschaft zu fügen.

Alltagsverstand und Emanzipation
In dieser etwas pessimistischen Analyse ist aber glück-

licherweise auch bereits eine revolutionäre Strategie zur 
Überwindung ebendieser Herrschaft angelegt: Nämlich 
die Etablierung einer emanzipatorischen Ideologie, die 
ebenfalls an die gelebten Realitäten der Beherrschten an-
schliesst, ihnen jedoch den Widerstand gegen die Herr-
schaft als gangbare Option erscheinen lässt. Damit dient 
die Ideologie nicht der Stabilisierung, sondern der Über-
windung der kapitalistischen Herrschaft. Zur Etablierung 
dieser sogenannten Gegenhegemonie müssen «organische 
Intellektuelle» aus den Reihen der Beherrschten rekrutiert 
werden, die nicht nur den Alltagsverstand und die Erfah-
rung der Beherrschung mitbringen, sondern unter Anlei-
tung von «traditionellen Intellektuellen», wie Gramsci sie 
nennt, zu einer Gegenhegemonie zu systematisieren vermö-
gen.4 Nur wenn es einer revolutionären Strategie gelingt, 

4	 Grundsätzlich verstand Gramsci alle Menschen, die an der Pro-
duktion von Hegemonie oder Gegenhegemonie beteiligt sind, als 
Intellektuelle. Die traditionellen Intellektuellen sind diejenigen, 
die unserem Alltagsverständnis nach intellektuell sind, also 
eine grosse Theoriekenntnis aufweisen und gebildet sind. Die 
organischen Intellektuellen hingegen wissen zwar ebenfalls 
viel über die Welt und wie sie funktioniert, jedoch nicht etwa, 
weil sie viele Bücher gelesen hätten, sondern weil sie aufgrund 
ihrer Klassenposition einen fundierten Einblick in die Wirkweise 
und die Konsequenzen kapitalistischer Herrschaft aufweisen. 
Der intensive Austausch zwischen denjenigen, die die kapitalis-

aus den Reihen der Beherrschten eigene Intellektuelle zu 
rekrutieren und auszubilden, hat sie Aussicht auf Erfolg.

Im Fall von Gramsci selbst gelang es trotz unermüdli-
cher Bemühungen ihm und der Arbeiter:innenbewegung 
letztlich nicht, eine dauerhafte Allianz mit dem agrarischen 
Süden zu formen. Wohl aber gelang dies den Faschist:in-
nen. Ihr durchschlagender Erfolg in Italien hatte eben nicht 
nur mit der ökonomisch schwierigen Lage der italienischen 
Bevölkerung und den internen Querelen der Linken zu tun. 
Die Faschist:innen schafften es mit ihrer Volksmythologie, 
die reaktionären Bestandteile des Alltagsverstands der süd-
lichen Bäuer:innen zu einer sozialchauvinistischen Ideolo-
gie zu bündeln. Dies machte nicht zuletzt die Anziehungs-
kraft des Faschismus für die Unterdrückten aus, die doch 
letztlich unter ihm nur weiter litten.

Das heisst: Was tun?
Dies bedeutet nun keinesfalls, dass eine überzeugende 

linke Strategie selbst mystifizierende Volksideologien ent-
werfen muss oder sich gar in Wagenknechtscher Manier 
den niedersten und ressentimentgeladensten Instinkten des 
Alltagsverstandes anzubiedern braucht. Ganz im Gegenteil, 
die Linke war aus guten Gründen dem gegenüber, was die 
Eliten und die Rechten als «gesunden Menschenverstand» 
verkauften, stets skeptisch eingestellt. Gramsci würde dies 
nicht anders sehen und darin geschickte Manöver der Herr-
schenden ausmachen, die ihre Hegemonie aufrechterhalten 
wollen.

Und doch behält das Konzept des Senso Commune, der 
nicht nur die Sedimente vergangener und aktueller Herr-
schaft umfasst, sondern zugleich auch den Buon Senso, also 
emanzipatorische Reste des Widerstands der Menschen 
gegen diese Herrschaft, politische Konsequenzen für revo-
lutionäre Strategie. Denn wenn der Alltagsverstand ernst 
genommen wird, dann reicht es für eine revolutionäre 
marxistische Strategie nicht aus, nur von der intellektuel-
len Kanzel herab die ewige Wahrheit der proletarischen 
Revolution in den fortgeschrittensten Bereichen der indus-
trialisierten Welt zu predigen. Es wird ein Fokus auf die 
gelebte Realität der Unterdrückten benötigt, die der kapita-
listischen Realität gerade in den weniger industrialisierten 
Regionen ausgesetzt sind. Durch einen geschickten Ein-
bezug der alltäglichen Selbstverständlichkeiten der Unter-
drückten wird es möglich, eine Bewegung für den Sozialis-
mus aufzubauen, die diesen Namen verdient und Aussicht 
auf Erfolg hat.

tische Herrschaft kennen, weil sie sie tagtäglich «fühlen» – wie 
das Gramsci über die organischen Intellektuellen sagt, und den-
jenigen, die sie kennen, weil sie sie durch «denken» theoretisch 
entschlüsseln können – also die traditionellen Intellektuellen, 
bildet schlussendlich ein zentrales Ziel revolutionärer Politik.
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Women Talking
«Women Talking» basiert auf einer wahren Geschichte von einer 
mennonitischen Kolonie in Bolivien, in welcher zwischen 2005 und 
2009 mehr als 100 Frauen und Kinder der Gemeinde unter Betäu-
bung durch Männer der Gemeinde vergewaltigt wurden. Das Dreh-
buch basiert auf dem gleichnamigen Buch von Miriam Toews. 
von Felicitas Kanne (BFS Basel)

FILMREZENSION

Konträr zu der wahren Geschichte versetzt Sa-
rah Polley den Film in den Süden der USA in die 
2010er Jahre. Die Lage der Frauen in diesem tief-
religiösen Patriarchat ist mit den Jahren immer 
prekärer geworden. In ihrer Unterwerfung wird 
ihnen nur die Rolle der Hausfrau und Mutter über-
lassen. Sie können weder lesen noch schreiben und 
sind komplett von der Zivilisation abgeschottet. Im 
Unterschied zu den Männern, welche eine Ausbil-
dung geniessen und in Kontakt mit der Zivilisation 
kommen, wenn sie landwirtschaftliche Produkte in 
der Stadt verkaufen. Die Männer missbrauchen die 
Frauen schon seit Generationen, doch nun werden 
die Frauen mitten in der Nacht mit Betäubungs-
mittel bewusstlos gemacht und wachen dann am 
nächsten Morgen mit blutigen Vergewaltigungsspu-
ren auf. Es geht in dem Film hauptsächlich um die 
psychischen und auch körperlichen Konsequenzen 
dieser sexualisierten Gewalt, welche die Frauen 

dazu bringt, zu handeln. Die Traumata nehmen un-
terschiedliche Ausprägungen an. Manche flüchten 
sich in den Glauben und andere sind bereit, selbst 
zu töten, um weiteres Leid zu verhindern.

Die fast einzige Schaustätte des Films ist ein 
Heuboden, auf dem Repräsentantinnen der Be-
wohnerinnen sich über die existenzielle Frage aus-
sprechen, ob sie bleiben, bleiben und kämpfen oder 
ob sie gehen möchten. Der Film besteht sozusagen 
aus einer langen Diskussion. Im Verlauf der Ausei-
nandersetzung erfahren die Frauen Selbstermäch-
tigung; sie äussern ihre unterschiedlichen Meinun-
gen und versuchen einen Konsens zu finden. Die 
Gesichter und Schicksale der Frauen verschwim-
men zu einem einzigen weiblichen Kollektiv, das 
umso stärker ist in seiner Emotionalität, Intelli-
genz, Weitsicht und Gutmütigkeit. 

Die Geschichte hat einen zeitlosen Charakter 
und besitzt eine erschütternde Aktualität. So sind 
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Themen wie der generationale Meinungsunter-
schied, sexualisierte Gewalt und der gesellschaft-
liche Umgang mit Machtmissbrauch brisanter 
denn je und auch wichtige Antriebsfaktoren und 
Anliegen der Linken auf der ganzen Welt. Beispiel 
hierfür sind das revidierte Sexualstrafrecht in der 
Schweiz, aber auch die Gender-Debatte unter den 
Generationen. 

Auch die wahre Geschichte hinter dem Film 
hinterlässt einen fahlen Nachgeschmack, den 
mensch nicht so schnell vergisst: Im Jahre 2009 
in Bolivien wurden schlussendlich acht Männer, 
welche die Frauen und Kinder in der mennoniti-
schen Kolonie vergewaltigt hatten, zu 25 Jahren 
Haft verurteilt. Dabei konnte ein Vergewaltiger 
aus dem Gefängnis entkommen und ist seit 2011 
auf der Flucht. Viele Bewohner:innen der Kolonie 
haben seitdem Stahltüren und Fenstergitter an 
ihren Häusern angebracht. 

Die Frage, ob der Film systematischen Macht-
missbrauch – explizit sexualisierte Gewalt – als 
Unterhaltungsprogramm salonfähig macht, ist be-
rechtigt, aber der Film ist keine Komödie, sondern 
schwere Kost und er lenkt die Aufmerksamkeit 
auf diese wichtigen Themen. Auch wenn es, wie 
der Titel «Women Talking» schon impliziert, nur 
um eine Gruppe von Frauen geht, die miteinan-
der reden, versteht es Sarah Polley mit farblicher 
und cineastischer Simplizität die Dringlichkeit 
und Ernsthaftigkeit der Thematiken dieses Filmes 
glasklar rüberzubringen. Dies wurde dieses Jahr 
mit einem Oscar für das beste adaptierte Dreh-
buch gewürdigt.

Wenn mensch Lust auf einen gedankenanre-
genden und pathetischen, aber nicht kitschigen 
Film mit einer atemberaubenden schauspieleri-
schen Leistung hat, kann ich «Women Talking» 
empfehlen. 

« Die fast einzige Schau-
stätte des Films ist ein 
Heuboden, auf dem Re-
präsentantinnen der Be-
wohnerinnen sich über die 
existenzielle Frage aus-
sprechen, ob sie bleiben, 
bleiben und kämpfen oder 
ob sie gehen möchten.
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Die Bewegung für den Sozialismus (BFS/MPS) ist eine 
schweizweit aktive, antikapitalistische Organisation. Seit 
unserer Gründung 2002 engagieren wir uns insbesondere 
zu Fragen der Ökologie, der Migration, des Antirassismus, 
des Feminismus und der Arbeitswelt. Wir intervenieren in 
gesellschaftliche Debatten und arbeiten aktiv in sozialen 
Bewegungen und Basiskollektiven mit.

Die BFS hat Sektionen in Zürich, Basel, Genf, Lausanne 
und im Tessin. In Zürich und Basel existieren auch Jugend-
gruppen, die BFS Jugend Zürich und die BFS Jugend Basel.

Auch in anderen Städten wie gibt es immer wieder 
Lesegruppen und andere Projekte. Wir diskutieren offen, 
international und orientiert an den sozialen Bewegungen. 
Wir vernetzen uns, organisieren uns selbstständig und 
wollen Räume schaffen, in denen Sexismus, Rassismus, 
Homo- und Transphobie keinen Platz haben. Organisier dich 
mit uns!

Wenn du mehr über uns erfahren und/oder dich an 
unseren Aktivitäten beteiligen möchtest, freuen wir uns 
über deine Kontaktaufnahme.Üb
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sozialismus.ch

Bewegung für 
den Sozialismus

info@bfs-zh.ch
jugend@bfs-zh.ch
basel@sozialismus.ch
mps@socialisme.ch
mps.ti@bluewin.ch

BFS Zürich:

BFS Jugend ZH:

BFS Basel:

BFS Romandie:

BFS Tessin:

 Bewegung für den Sozialismus

                   sozialismus.ch

Das Regime unter Putin bedroht nicht nur die ukrai-
nische Bevölkerung mit seinem Angriffskrieg. Auch die 
russische Bevölkerung leidet unter diesem Regime, das 
seit Jahren autoritärer wird. Die Unterdrückung in Russ-
land hat mit dem Krieg nun nie dagewesene Ausmasse 
erreicht. Das russische Regime konsolidiert seine na-
tionalistisch-chauvinistische Ideologie: Der Kreml stellt 
Russland als ein Opfer des Globalismus dar, worauf die 
russische Gesellschaft mit der Rückbesinnung auf re-
aktionäre und national-konservative Werte reagieren 
müsse. 

Doch trotz der brutalen Repression widersetzen sich 
russische Aktivist:innen weiter. Ein Mitglied des FAR 
spricht darüber, was der Krieg für die russische Ge-

sellschaft bedeutet, welche Bedeutung feminisierte 
Reproduktionsarbeit für den russischen Autoritarismus 
und Imperialismus hat, wie wir uns mit dem russischen 
Widerstand und Kampf um demokratische und feminis-
tische Rechte solidarisieren können und weswegen sich 
gerade der feministische Widerstand so erfolgreich hält.

Zürich
Montag, 1. Mai um 18.00 im Kasernenareal (Glaspalast)

Basel
Dienstag, 2. Mai um 19:00 im Restaurant Hirscheneck

Feministischer Widerstand 
in Russland gegen Putins 
reaktionäres Regime
Infoveranstaltung mit Roksana Kiseleva, russische Aktivistin im Exil 
und Redakteurin der Zhenskaya Pravda («Women’s Truth», Zeitung des 
Feministischen Antikriegswiderstands, FAR)


